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I. I tagjriff und Fallgruppen der Euthanasie. 


I HlliiiiiiiMi' ist kein rein rechts Wissenschaft lieber Begriff, son- 
ilri ii vuii jrlier n ii di iin Schrifttum der Philosophie 1 * * 4 mul der Me- 


' I i /11 • 


in ini 


linder verschiedenen Bedeutungen zu finden. Aus 


<1 1 »-Mi i I nI nii■ in* mag es zu erklären sein, daß er besonders im 
weiteren und ursprünglichen Sinn Fälle umschließt, die straf¬ 
tet hl loh verschieden von einander beurteilt werden können. Es 
wild wohl auf ein vielleicht unbewußtes Bestreben, den Begriff 
MyHli'ingereehler zu machen, zurückzuführen sein, daß er in der 
Ih'clilswiNNcnschnft mehr oder weniger erhebliche Abwandlun¬ 
gen erfahren hat. Die Folge ist. duß er auch hier, und zwar in 
beiMiiideiein Maße, nicht in einheitlichem Sinn verwandt wird. 
Den folgenden Ausführungen liegt nachstehende* Definition zu¬ 
grunde: 

iMilliniuisic bedeutet die Erleichterung oder die möglichst 
Hrliiner/.lose Bewirkung des Todes eines von Schmerzen gepei¬ 
nigten unheilbaren Kranken (oder tödlich Verwundeten), sei es 
durch 1 1iesen selbst, sei es mit dessen Einwilligung oder — falls 
i i hierzu nicht mehr im Stande ist zu seinem wahren Wohl 
dm di einen andern. Unter Schmerzen sind hierbei in weiterem 
Sin ii muh solche seelischer Art zu verstehen. Den körperlichen 
Schmerzen ist mit Binding ..die schmerzlose Hoffnungslosigkeit” 
gleielr/ustellen. :l 

Wörtlich besagt Euthanasie etwa so viel wie leichter, sanfter 
Ind. Es müßte deshalb eigentlich stets von der Herbeiführung 
der Euthanasie die Bede sein*: der Kürze wegen wird über 
schlechthin von Euthanasie gesprochen. Wenn ferner im allge¬ 
meinen der Einfachheit halber lediglich vom Kranken die Bede 
ist. so ist hierunter stets auch der Verwundete zu verstehen. Im 
Schrifttum bezeichnet man mit Euthanasie meist nur die Hand¬ 
lung eines andern, nicht die des Kranken selbst. Hilft ein an¬ 
derer dem Kranken zu dessen eigener Tat. so wird von Beihilfe 
zum Selbstmord gesprochen. Diese Einschränkung dos Begriffes 
dürfte nicht berechtigt sein. Die Euthanasie wird bewirkt, und 


zwar durch den Kranken selbst oder durch einen andc 


rn. 


Al- 


1 Vgl. Schmidt. Philos. Wörter!). 1919. Art. Euthanasie. 

- Vgl. Yillarct, Mdwörtcrl». d. ges. Medizin, ßd. I. 1899 Art. Euthanasie. 

1 Vgl. Binding and Hoclie. Die Freigabe der Vernichtung Icbcnsun- 
werten Lebens. S. 29: ..Die schmerzlose Hoffnungslosigkeit verdient das 
gleiche Mitleid.” 

4 Vgl. Pclckmaun. Monatsschr. f. Kriininalpsychologie. 192x S. 179 
Anm. 9. 

s Vgl. o. Anm. I. 2. Von der gen. Einschränkung abgesehen stimmen 
in der Definition im wesentlichen mit dem Text überein: Ebermayer, 
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Irrdings spielt die selbstbewirkte Euthanasie strafrechtlich eine 
untergeordnetere Rolle. Statt Euthanasie wird besonders im neu¬ 
eren Schrifttum öfters und in derselben Bedeutung die Verdeut¬ 
schung ..Sterbehilfe" verwandt. Sterbehilfe ist aber mehrdeutig, 
bezeichnet auch die in Frage stehenden Vorgänge in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht weniger klar als der Ausdruck Eutha¬ 
nasie. weshalb wohl immer noch dem Letzteren der Vorzug zu 
geben ist. 8 

Euthanasie in obiger Bedeutung kann nun einmal in der Er¬ 
leichterung des Todes ohne Lebensverkiirzung. etwa durch Nar¬ 
kotika bestehen. Das Leben kann aber auch verkürzt, der Tod 
bewirkt werden. Zunächst kann hier der Kranke die Euthanasie 
seihst tätigen, wobei auch ein anderer beteiligt sein kann. So¬ 
dann kann sie ein anderer mit oder ohne Beihilfe des Kranken 
vornehmen. Die LchcnsvcrkUrzung kann dann eine geringe sein: 
der Auflösungsprozeß luit schon begonnen, der Kranke liegt im 
Sterben, es wird eine ..Hilfe im Sterben" gewährt. Es kann dem 
Kranken aber auch noch ein langes Siechtum Im* verstehen; dann 
wird ihm ..zum Sterben verhelfen". Endlich kann die Euthanasie 
auf ausdrückliches und ernstliches Verlangen i. S. des § 21b StGB, 
oder, falls der Kranke etwa hierzu nicht mehr fähig ist. mit sei¬ 
ner hlolien Einwiligimg T oder auch, falls er etwa infolge an¬ 
dauernder Bewußtlosigkeit nicht einmal mehr zur Kundgabe sei¬ 
ner Einwilligung fähig ist. zu seinem wahren Wohl bewirkt 
werden. 

Im Gegensatz zu dieser Definition trifft Biuding 1 * eine zeit¬ 
liche Unterscheidung und versteht unter Euthanasie nur die 
Fälle, bei denen dem Kranken der Tod alsbald bevorsteht. ..so- 
dali der Zeitunterschied zwischen dem infolge der Krankheit 
voraiiszuselienden und dem durch «las untergeschobene* Mittel 
verursachten lode nicht in Betracht fällt.” Diese Beschränkung 
hängt mit der später noch zu würdigenden Auffassung Bindings 
zusammen, «lall in solchen Fällen die .Verdrängung der schmerz* 


Arzt und Patientin der Rcditsprcchimg S. 261: Dt. Mediz. W’ochciisclir. 
1920 S. 1031/52; Lpz. /.. I*>20 Sp. 399 ff.: Elster. ZStW. 1913 S. 395 ff.: 
Ileyn. Zcitsclir. f. Mcdizinnlbeainte. 1921 S. 233 ff.. 273 ff.; Kaßlcr, DJZ. 
1915 Sp. 203/4: Gerkan. Das monisiische Jahrh. Jahrg. 2. I. lllbd. S. 169 ff. 
und dir au der nach folgenden Aussprache Beteiligten (vgl. u. Amn. 135): 
IViclier. Die Sterbchilfc im Strafrecht: Pclckmann aaO. 

a Man kann an Sterbchilfc i. S. einer Forderung aus einer Lebens- 
MTsicherung. an ..Sterbe" im Sterben. ..Hilfe" = Beihilfe denken; 
auch uuifußt Sterbehilfe sprachlich kaum den Fall der selbstbewirkten 
Euthanasie. 

7 Uber den Begriff der Einwilligung und deren Unterschied von 
\ erlangen vgl. u. S. 6/7. 27/2$. 

* aaO. $. 17/18. 
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liti1 1 i m. vielleicht auch noch länger (lauernden, in der Krankheit 
will/elmlen I nilesiirsaelie durch eine schmerzlose andere" keine 
I Hl ii m n hI» ii im 11iiiin Kechtssinn 4 * sei. 

\lieh M I . Mayer" hat nur die Euthanasie bei einem Ster¬ 
benden, nl .n die ..Hilfe im Sterben" im Auge, wenn er lediglich 
von dem lull spricht. „dal? ein Arzt das Sterben eines lioffnungs- 
I" I eideinlrii durch ein todbringendes Mittel befördert, um die 
Qllal zu verkürzen". Von Hippel". Koehler" und Allfeld ” er¬ 
wähnen /.wai als straflos ebenfalls nur diesen Fall wenn auch 
hi elwiih linderen Wendungen ohne aber, wie aus der Fassung 
Ilm i Niihinlirungen zu entnehuien sein dürfte, damit die weiter- 
Meheuih .Hilfe zum Sterben" aus dem Begriff ausscheidcn zu 
wollen Sn* halten sie nur für strafbar. 

I'eii hei " sagt, dal! er unter Euthanasie oder Sterbehilfe nicht 
um eine Hilfe im. sondern auch eine solche zum Sterben ver- 
"lelil, allerdings mit der Begründung, um ..möglichst viel aus 
dein I eben fiir unsere Betrachtung fest legen zu können". Wohl 
iiun demselben Grund rechnet er. wenn auch nur in ..rein tech¬ 
nischem Sinne", die Tötung von unheilbar Blödsinnigen noch 
uitlei die Euthanasie. " Dies widerspricht aber dem juristischen 
S|m aeligebraueh. nach dem lötungcu solcher Art nur unter die 
sog Vernichtung Ichciisunwerten Lebens fällt. Es sei. ohne auf 
• 1 1 cmi'h Gebiet näher eingehen zu wollen, nur erwähnt, daß sieh 
die Eieigabe der Tötung von unhcilbarBlüdsinnigcn allein auf 
Nill/liclikcitscrwngungtMi Nutzlosigkeit solchen Lebens und 
Wegfall der hohen Pflege- und Lnterhultskosten stützen 
könnte. ,A während Merkmale der Euthanasie das Mitleid mit 
dem Kranken und die Erlösung desselben von körperlichen oder 
Hei-Iisehen Qualen sind. 10 Körperliche Schmerzen sind min in 
den fraglichen Köllen sowieso nicht vorausgesetzt, seelische aber 
ind insofern unmöglich, als sieli solche Geisteskranke ihres Le¬ 
bens und ihres Zustandes überhaupt nicht bewußt sind. Sie neh¬ 
men keinerlei Anteil an sich oder ihrer Umwelt, sind geistig tot. 

“ Vgl. Lehrbuch S. 29t). 

*• Vgl. Dt. Strufrecht II S. 239. 

" Vgl. Dt. Strafrecht. Allg. Teil S. 400 ff. 

17 Vgl. Lehrbuch S. 143. 

» aaO. S. 4 ff. 

'» aaO. S. 12/13. 

Vgl. hierzu Binding aaO. S. 31 und Hochc aaO. S. 34 ff. 

Das sagt Pcichcr später (S. 62) selbst: ...Man muß Kassier durch¬ 
aus zustimmen. wenn er sagt: „Beide (Biading und Jost) übersehen, dal? 
sie mit der Anerkennung eines Rechts zur Tötung unheilbar Geistes¬ 
kranker das Gebiet der Euthanasie, die begrifflich immer nur Erleich¬ 
terung des Sterbens eines Sterben wollenden sein kann, verlassen und sich 
auf den Boden der Tötung aus Opportunitätsgründen begeben . . .7* 



weshalb für sie die; Bewirkung ihres Todes auch keine Hilfe und 
Erlösung bedeuten würde. ,T 

Pelckmann ,K unterscheidet drei Erscheinungsformen der 
Euthanasie: 

a) Euthanasie im weiteren Sinne, wenn der Zeitpunkt des 
Todes noch ungewiß sei und der Kranke die Euthanasie ver¬ 
lange. b) Euthanasie im engeren Sinne, wenn der „alsbaldige" 
Tod bevorstehe. Wenn hier die Euthanasie auf Verlangen des 
Kranken gewährt werde, so sei der Fall wie unter a) zu beur¬ 
teilen! c) Reine Euthanasie, wenn eine ..bewußt herbeigeführte" 
Lebensverkürzung nicht vorliege, sondern das Sterben mittels 
Narkotika lediglich erleichtert werde. Nicht zweckmäßig er¬ 
scheint an dieser Dreiteilung zunächst, daß auch Pclckniunn die 
längere oder kürzere Zeitdauer des bevorstehenden Todes als 
Unterscheidungsmerkmal verwendet. Pelckmann hat Recht, wenn 
er sagt, daß die Euthanasie auf Verlangen des Kranken, auch 
wenn der alsbaldige Tod bevorstehe, wie der Fall unter a) zu 
behandeln sei. Maßgebend für eine Unterteilung müßte also für 
Pelckmann sein, ob die Euthanasie, die eine l.cbcnsvcrkiirzung 
des Kranken zur Folge hat. auf Verlangen des Kranken (i. S. von 
$ 216 StGB.) gewährt wird oder nicht. 

Wie sich später zeigen soll, ist aber de lege lata nicht das 
Merkmal des Verlangens i. S. von 5? 216 StGB., sondern die wei- 
tergehende Einwilligung des Kranken in die Vornahme der 
Euthanasie für die strafrechtliche Beurteilung von entscheiden¬ 
der Bedeutung. Es wird deshalb im folgenden zunächst zwischen 
reiner Euthanasie und Euthanasie als Tötungshandlung unter¬ 
schieden und im Rahmen der letzteren die Euthanasie mit Ein¬ 
willigung und die ohne solche behandelt: daran wird sich der Fall 
der selbstbewirkten Euthanasie und der Teilnahme an ihr an- 
sch ließen. 


II. Die reine Euthanasie. 

Die reine Euthanasie besteht in der Linderung der Schmerzen 
eines Sterbenden durch narkotische Mittel. Hier bleibt die in 
der Krankheit wurzelnde Todesursache unberührt, die Dauer 
des Todeskampfes wird nicht verkürzt. ,B Es ist selbstverständ- 

17 Vgl. Huche naO. S. 59. 

<» aaO. S. 178. 

Ifl Binding rechnet zur reinen Euthanasie die Fälle, hei denen nur 
eine geringe LebcnsverkÜrzuiig gegeben ist. Wenn das Leben nicht ver¬ 
kürzt wird, liegt nach ihm überhaupt keine Euthanasie, auch keine reine 
vor. „Völlig außer Betracht muß hier das schmerzstillende Mittel blei¬ 
ben, das die wirkende Todesursache der Krankheit in ihrer Wirkung bc- 
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lieh, (lall «lies eine straflose Handlung ist. In aller Regel wird sie 
• Inceli den Arzt vorgenommen werden, bleibt aber natürlich auch 
dann rechtmäßig, wenn sie ein Laie bewirkt. Darüber hinaus 
diiille der Kranke regelmäßig einen Rechtsanspruch gegen den 
dm behandelnden Arzt auf die reine Euthanasie haben.’" Ls 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Arzt im Falle des 
Vertrags rechtlich verpflichtet ist zu heilen. Eine Heilung im 
weiteren Sinne ist über auch die Beseitigung der Qual, soweit 
•<ie ohne Beeinträchtigung des Ileilens im engeren Sinn vorge- 
noinmen werden kann.' 1 Ist kein Vertrag geschlossen worden, 
etwa bei Kinlieferung eines Bewußtlosen in ein Krankenhaus, so 
kann sieh die Heilpflicht auf Geschäftsführung ohne Auftrag 
DB (>77 ff. BGB.) gründen. Wenn man aber in einzelnen Fällen 
keine recht liehe Verpflichtung auf Grund zivilrechtlicher Be- 
Nlimmuugcn annchmen könte, so würde doch oft eine der Rechts- 
pNiclil gleichstehende sittliche Verpflichtung gegeben sein.-’ 7 
..Die psychisch-physische Qual des langen Ringens um das Leben 

ist deshalb nicht nur ..eine der 
sondern auch eine Rechts¬ 


um 


milder Hand zu lindern, 
vornehmsten Priesterpflichten" 9:1 
pflicht des Arztes. 

•se reim 


l)ii 
I ha 


Euthanasie bezeichnet Pelckmann als ..reine 


nasic m ihrer unve 


rfä Ischl eil Fo 


rm 


»i 


Zur reinen Eutha¬ 


nasie rechnet er dann weiter die Fälle, in denen der Arzt narko¬ 
tische Mittel zur Linderung der Schmerzen des Todeskampfes 
anwendet. ..selbst, wenn sie vielleicht oder wahrscheinlich das 
Lade beschleunigen". M Hier finde die reine Euthanasie ihre 
Beehtfertiguiig dadurch, daß sie angemessenes Mittel zur Er¬ 
reichung des staatlich anerkannten Heilzwecks sei. ..Wäre da- 


lullt“ (aaO. S. I(»/I7). Dem ist nicht hci/.iistiminen. Von jeher wurde in 
der Medizin die Kunst des Arztes, das Sterben eines hoffnungslos Kran¬ 
ken ohne Lcbensverkiir/.ung zu erleichtern, als Euthanasie gelehrt und 
gepflegt (vgl. Villorct anO.). 

10 A. M. Pelckmann uoO. S. 197 Anm. 3. 

91 Vgl. Binding naO. S. IS: ..Die Beseitigung der Qual ist auch lleil- 
xierk": Pelckniunn an(). S. 196. Binding erblickt ein Meilen allerdings 
auch in den nach seiner Meinung zur reinen Euthanasie gehörenden Fäl¬ 
len. bei denen nur eine geringe Lcbcnsvcrkiirzimg vorliegt. Dies geht 
aber zu weit. Wird der Tod bewirkt, so kann man nicht mehr von heilen 
sprechen. 

92 Damit ist am Bande die Rechtspflichttheorie bei den unechten 
linterlassungsdelikteii berührt. Allgemein läßt sieli sagen, daß die neuere 
Rechtsprechung den Kreis der Kcchtsp flieh teil erweitert hat und diesen 
auch in weitem Umfang sittliche Pflichten gleichsetzt, (vgl. Gürtner- 
Ereißler. Das neue Strafrecht S. 90; Schaffstcin, Gegenwartsfragen 
S. 70 ff.). 

93 Pelckmann. Schleich zitierend aaO. S. 197 Anm. 3. 

24 aaO. S. 196. 

95 aaO. S. 196. 
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gegen diese Lebensverkürzung beabsichtig! und der Eingriff zur 
Erzielung dieses Erfolges vorgenommen. um eben den Kranken 
durch den I od von seinem Leiden zu l>efreien. so würde das 
nicht mehr reine Euthanasie, sondern Euthanasie im engeren 
Sinne sein".” 

Eine Unterscheidung nadi Schuldstufen oder nach dem sub¬ 
jektiven I nrechtselcinent ...Absicht” 37 ist aber ebensowenig 
zweckmäßig und gerechtfertigt, wie die nach der kürzeren oder 
längeren Zeitdauer des bevorstehenden Todes. Auch eine nicht¬ 
absichtliche. vorsätzliche oder fahrlässige Herbeiführung des To¬ 
des erscheint eben zunächst als rechtswidrige Tötungshandlung 
und ist deshalb keine reine Kiithanusic. Audi bei Pelckmanu ist 
dies ersichtlich, da er schon hier nach einem l nrechtsnusschlie- 
Ihmgsgrund suchen muH. den er in dem Satz vom angemessenen 
Mittel zur Erreichung eines staatlich anerkannten Zweckes findet. 


III. Die Euthanasie als Tötungshandlung. 


A. Die durch einen andern als den Kranken 
bewirkte Euthanasie. 


1. Die gesetzlichen Tatbestände. 

Eiilirt jemand vorsätzlich den Tod eines Kranken durch Vor¬ 
nahme der Euthanasie herbei, so scheinen die Voraussetzungen 
der 211 oder 212 oder 216 StGB, erfüllt. Eine Auslegung der 
einzelnen Merkmale dieser Tatbestände erübrigt sich, wie aus 
den folgenden Ausführungen hervorgehen wird. Lediglich be¬ 
züglich des Verlangens i. S. des 216 ist fcstzustcllen: Ausdrück¬ 
lich bedeutet, daß das Verlangen zum Ausdruck gekommen sein 
muß. wenn auch nur durch unzweideutige Gebärden. Eine 
Wnhrsclicinlichkeitsannuhme des Täters auf Grund konkluden¬ 
ter Handlungen des Betroffenen genügt also nicht.” Ernstlich 
besagt, «laß das Verlangen vom wahren Willen eines Zurech¬ 
nungsfähigen von einem Vollwillen ausgehen muß.” Verlangen 
selbst aber ist mehr wie Einwilligung, da bei ihm der Vorschlag 


» naO. S. 196. 

77 vgl. u. Anm. -*4. 60. 

7 ' So v. Olshausen. § 216 Anm. 2: Gudcrian. Beihilfe zum Selbst¬ 
mord und Tötung auf Verlangen S. 75: Frank. § 216 II 1. 

” So i. Erg. v. Olshausen aaO.. nach dem aber das Verlangen von 
einem Erwachsenen ausgehen muß. Dies dürfte unrichtig sein. Entschei¬ 
dend ist. ob der Verlangende die erforderliche Einsicht in die Tragweite 
seines Verlangens besitzt (vgl. u. Anm. III). \gl. auch Klcnner. Die 
'rötnag auf Verlangen S. 28. 
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/in Tötung von dem /.ii lötenden, bei der Einwilligugn dagegen 
vom l'iiler uusgeht. wobei aber weder die erste Anregung mafi- 
M* I•»•inI ' s < noch insbesondere die Einwilligung der Gleicligiil- 
hjilo il entspricht. 31 Der I äter muß endlich auch durch das ,.aus- 
iliinUiche und ernstliche Verlangen" zur Tötung bestimmt. <1. h.. 
• "< muH bei ihm der Entschluß zur Tat durch «las Verlangen hcr- 
t iirgcriilcn worden sein. Wer schon vorher entschlossen ist. die 
Tötung uuszuführen. kann nidit mehr bestimmt werden. 39 Das 

W ..'ii um das Verlangen des Betroffenen allein genügt also 

in« hl Möglich ist zwar, daß den Täter neben dem Verlangen 
noch andere Beweggründe zur Tat veranlaßten. Ausschlaggebend 
muH aber immer das Erstere gewesen sein. 

Itimling 1,1 verneint nun. wie schon erwähnt, die Tatbestands- 
nmlligheit der Handlung dann, wenn ..der Zeitunterschied zwi- 
i heu dem infolge «ler Krankheit vorausziischciidcn und dem 
du i ch das untergeschobene Mittel veriirsachten ‘Tode nicht in Be¬ 
ll'mehl fällt." Von einer spürbaren Verringerung der Lebenszeit 
könne dann überhaupt nicht oder höchstens nur von einem bc- 
u'hraiikten Pedanten gesprochen werden. Eine solche Vertausch¬ 
ung der schon vorhandenen Todesursache durch eine andere von 
der gleichen Wirkung, welche die Schmerzlosigkeit vor ihr vor¬ 
aus habe, sei keine ..Tötimgshuiidliiiig im Rechtssinne". Außer 
Vluyn--'' 1 hat sich niemand der Biiidiiigschen Ansichl nngcscblos- 
seii. Tötimgshuiidliiiig im Kechtssiuue ist eben objektiv die Ver- 
ursaehimg des Todes eines Menschen durch die Willensbestäti- 
gung des Täters. M Die Einführung des Merkmals einer erheb- 
liihen l.ebeiisverkiirzuug ist nicht haltbar. Binding verfängt sich 
selbst, wenn er fortfährt ..l nd zwar kommt es dabei auf die 
Einwilligug lies gequälten Kranken gar uiclli an. Xatiirlieh darf 
die Handlung nicht seinem Verbot zuwider vorgenoiuinen wer¬ 
den. aber in sehr vielen Fällen werden momentan Bewußtlose 
(iegcnstaiid dieses heilenden Eingriffes sein müssen.‘‘ Wuruin 
soll aber die Handlung nicht gegen den Willen des Kranken vor- 


:l " So Klcnuer aa(). S. 27. vgl. auch Liszi-Schmidt. Lehrbuch 1927 
S. 472: Hülscliner. Das gemeine deutsche Strafrecht. ßd. 2 S. W/56: 
Frank § 216 Anni. I. 

•" Nach Frank aaO. I>e«leui«-i Einwilligung. ..daß der Wille des zu 
lötenden nicht entgegenstclil“. Einwilligung ist aber wie gesagt, mehr 
w ie Gleichgültigkeit. Her Wille /um Tod ist auch bei der K i n w i 11 i - 
g ii n g vorhanden. Vgl. auch ElH-rmayer. Einl. A III 12. 

32 So Frank § 216 II 2: Olsliauscn 5 216 Aum. 5; Klcnuer unO. S. 50. 

33 aaO. S. 17/18. 

• M Mover. Beruh.. I)ic Vernichtung lebcnsun werten Lebens (Diss.L 
S. 25 fr. 

33 Vgl. v. Liszt. Vgl. Darsi. des dt. und ausländ. Strafrechts. Bes. 
Teil Bd. 5 S. tO. 

36 aaO. S. 19. 
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genommen werden dürfen, wenn gar keine Tötungshandlung im 
Rechtssinne vorliegt? Wer folgerichtig bei der Bindingschen An¬ 
sicht bleibt, kann hier kein Tötungsdelikt annehmen. 37 

Wendet man nun die einschlägigen Bestimmungen auf die 
Euthanasie an. so wäre beispielsweise der Arzt, der einen von 
furchtbaren Schmerzen Gepeinigten, nach dem heutigen Stand 
der medizinischen W issenschaft unheilbaren Kranken auf dessen 
flehentliche Bitten auf schmerzlose Weise durch die Euthanasie 
erlöst hatte, mit Gefängnis nicht unter 3 Jahren zu bestrafen. 
Wenn aber der Kranke etwa seines geschwächten Zustandes oder 
seiner großen Schmerzen wegen nicht mehr im Stande gewesen 
wäre, seinen Wunsch nach dem Tod in der gesteigerten Form 
des Verlangens i. S. d. § 21h StGB, zum Ausdruck zu bringen und 
der Arzt aus Mitleid den Kranken nur mit dessen Einwilligung 
getötet hätte, so wäre er wie ein gemeiner Mörder oder Tot¬ 
schläger zu verurteilen. 


I)ii* wenigsten werden bestreiten, daß diese strafrechtlichen 
Folgen dem Rechtsempfinden nicht entsprechen. Entweder sind 
die zu erkennenden Strafen zu hart oder aber fällt die Futhnnu- 
sie überhaupt nicht unter die fraglichen Tatbestände. Das letz¬ 
tere ist als das weitergehende zunächst zu prüfen. Es ist dabei 
zu untersuchen, ob die Tntbcstnndsmäßigkcit als ..Indiz" für die 
Rechtswidrigkeit hier nicht trügt“, oh nicht ein Unrechtsaus- 
schließimgsgrtmd die Euthanasie deckt. Damit bleibt man auf 
dem herkömmlichen und auf alle Fälle den einschlägigen Be¬ 
stimmungen des geltenden StGB’s. entsprechenden, aber wohl 
auch im künftigen Recht zweckmäßigen Weg: Feststellung der 
Tutbcstandsmüßigkeit und hiernach Prüfung der Reehtswidrig- 
koit. aB Damit, daß die scheinbare Erfüllung der erwähnten Tat¬ 
bestände durch die Euthanasie festgestellt wurde, sollte nicht ge- 


1,7 So auch Khormayer. Arzt und Patient in der Rechtsprechung S. 261 
und. Lpz. Z. Sp. 601. sowie Pclckmann aaO. S. 194. Letzterer sagt: ..Bei 
Biiuling kann man aber zu diesem Ergebnis" daß Mord oder Tot¬ 
schlag vor liegt ..nicht kommen, da ja eine Tötung im Rcchtsshm nicht 
gegeben ist! Oder wird die Handlung dann plötzlich zu einer solchen? 
Aus diesem Konflikt gibt es keinen Ausweg." 

“ Vgl. Liszt-Schmidt. Lehrl».. 1952 S. 185/86; es ist im Ergebnis das¬ 
selbe. wenn Mezger statt ..Indiz“ das Wort ..Fingerzeig" wählt. (Vgl 
Leitfaden S. 4?). 

Gegen die Trennung von Tatbestandsmiißigkoit und Rechtswidrig¬ 
keit hat sich Dahin im Rahmen des von ihm und Schaffstein geführten 
Kampfes gegen die Scheidung von Tatbestand. Unrecht und Schuld be¬ 
sonders scharf ausgesprochen (vgl. Grundfragen S. 62 ff.). Als ein prak¬ 
tisches Verfahren zur ..Lösung von Fällen" läßt er sic aber, wenn auch 
nicht ganz ohne Bedenken, noch zu (aaO. S. 90). Mezger (aaO. S. 48) 
hüll dagegen an der Scheidung mit zutreffenden Gründen fest. 



- 9 - 


»ngl sein, daß dir Euthanasie ..an sich" rechtswidrig ist. Ein „an 
ich rechtswidrig" gibt es nicht. 40 

2. Die materielle Rechtswidrigkeit des Verbrechens. 

a) A I I g e in e i u e s L e li r m e i n ii n g e ». 

I )ie materielle Rechtswidrigkeit des Verbrechens gehört zu 
dm gegenwärtig umstrittensten Gebieten der Strafreclitslehre. 
I >li hi den vergangenen Jahrzehnten durchaus herrschende Mei¬ 
nung sali die sachliche Bedeutung des Verbechens im wesent¬ 
lichen in der Rechtsgiiter- oder Interessen Verletzung. Die Be- 
limmniig iles Unrechtsgehalts des Verbrechens erfolgte hiernach, 
abgesehen von den sog. subjektiven Unrechtselementen, nach ob- 
icktivcn Gesichtspunkten. In «len letzten Jahren hat nun die 
\udnssiing der ..Kieler Rechtssehule" *' Boden gewonnen, die 
das Wesen des Verbrechens nicht oder «loch nicht in erster Linie 
um Ii der objektiven Tatseite, sondern nach «ler subjektiven 
llilerseite zu bestimmen versucht: der Kern des Verbrechens 
wird in der Pflichtverletzung und in der gemcinschnftswidrigen 
Gesinnung des Täters erblickt. 

Gegen die Lehre vom Re«htsgnt oder von «len rechtlich ge- 
«i'lilllzlcii Interessen wir«l zunächst eingewnndt. sic* gehen auf in- 
dividualistisch-liberale Gedankengiinge zurück. Es habe «ler 
Denkweise des 19. Jahrhimdcrts entsprochen. ..«len Fungriffen in 
dm private Ereiheitssphäre des einzelnen Staatsbürgers gnind- 
Hiilzlieh mehr Gewicht bcizulegcn". als den gegen die Rechts- 
giiter der Gesamtheit gerichteten Verbrechen. 43 Nun zeigt aber 
die geschichtliche Entwicklung «ler Lehre seil dem Aufkommen 
soziologischer Gednnkengünge eine stetige Abkehr von jener 
\iiffnssimg. M Negier vertritt bezügl. des Kreises «ler gesehiitz- 
len Interessen jedenfalls eine ausgesprochen mit iindividualisli- 
selie Meinung. Nach ihm ist das Verbrechen ..ein äußeres Ver- 
lullten, welches deshalb von der Rechtsordnung mißbilligt wird, 
weil es gesellschaftsschädlich. als Interessen der im Staat organi¬ 
sierten Gesellschaft verletzend angesehen wird."*' Interesse be- 

40 Vgl. Mo/.gei, Lclirl). S. 184. 

41 Vgl. Dahm aaO.: Schaffstcin. Lpz. Studien'1936 Heft 91 S. 49 ff.; Dt. 
Straf recht 1935 S. 97 ff.: Grundfragen S. 108 ff.: ZStW. 1956 S. 18 ff.: 
vgl. auch Gallas. Gegenwartsfragen S. 50 ff. 

42 Vgl. Schaffstein. Grundfragen S. 108 . 112; Dt. Strafrecht 1955 S.99. 

” Vgl. hierzu die Darstellung hei Honig. Die Einwilligung des Ver¬ 
letzten S. 60 ff. 

44 Vgl. Hcglcr. ZStW. 1915 S. >1. Das Verhalten ist aber nicht im¬ 
mer nur ein äußeres Verhalten, nämlich nicht bei Delikten, die subjek¬ 
tive Unrechtselemente enthalten (vgl. i. cinz. Regler anO., ferner Kegler. 
Beiträge S. 251 ff.). 
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deutet hier sachlich dasselbe wie Rechtsgut. da es nicht subjek¬ 
tiv „als psychische Realität" (Hertz und Kessler) 4 '’, sondern ob¬ 
jektiv verstanden wird. Sprachlich zieht es Hehler 4 " insofern 
vor. als vermieden werde, dal! man als Rechtsgiitor körperliche 
Dinge. Sachen odei Personen betrachte. Zweck des ganzen Straf¬ 
rechts ist nach I legier 47 : ..Die Wahrung der Lebens- und Lnt- 
wicklungsbcdingungcn der im Staat organisierten Gesellschaft..". 
Der materielle Kern des Unrechts liegt nach ihm in der Ver¬ 
letzung öffentlicher Interessen, in der Antisozialität des Han¬ 
delns. Das zentrale Schutzgut des Strafrechts sei das Gemein¬ 
wohl. I legier trifft also keine Trennung zwischen Interessen des 
einzelnen und solchen der Gemeinschaft." I‘.r sagt vielmehr 4 * 
..auch da. wo zunächst der einzelne als verletzt erscheint, bei 
Körperverletzung. Diebstahl. Betrag usw. kommt doch fiir das 
Strafrecht nicht unmittelbar dieser als verletzt in Betracht, son¬ 
dern das Interesse, welches die im Staat organisierte Gesellschaft 
an der körperlichen Gesundheit und Integrität, dem Kigontnm. 
dem Vermögen des einzelnen nimmt. Die ..Vergeistigung des 
Kechtsgutsbegriffs" führt also bei I legier auch nicht zu einer 
mit ihrer materiellen Grundlage nur noch mittelbar zusammen¬ 
hängenden oder gar von ihr losgelösten Abstraktion . Mt 

Gegen die Interessen- oder Reehtsgiilslchre wird weiter gel¬ 
lend gemacht, das Wesen des Verbrechens sei eben heute im 
Zuge der Kntwiddung zum Willensstrafrecht grundsätzlich vom 
Täter aus zu erkennen, das ..Kechtsgutsverlctzimgsmomcnt" habe 
bei der Lnrechtsbestiiumnng zuriiekzutreten. ai Dabei wird dem 
Gedanken der Pflichtverletzung gegenüber dem des Gesinnungs- 


Vgl. hierüber Honig nnO. S. 67 ff. 

» n Vgl. Prinzipien des internal. Strafrechts. 1906 S. 36 ff. 

• 7 Vgl. ZStW. 1913 An in. 8. 

Wie etwa noch bei Liszt-Schmidt. I.elirb. 1932 S. 4 mul S. 217. vgl. 
hingegen Negier anO. Anm. 33. 

•" uu(>. S. 29; vgl. auch Prinzipien S. 39 N. 

M Vgl. Ilegler. ZStW. 1913 S. 3» Anm. 32. Anders etwa die Kor me I 
Honigs (aaO. S. 94): Sclmtzobjckt ist „diejenige katcgorialc Synthese, 
mit welcher juristisches Denken Sinn und Zweck der einzelnen Straf- 
rechtssntzc in komprimierter Komi zu erfassen bestrebt ist." Vgl. hie- 
gegen Sclinffstein. Dt. Strafrecht 1933 S. 101. Mehr als gegen den Inhalt 
der ..Synthese" ist wohl gegen die Methode Honigs cinztiwcmlcn. Die 
..katcgorialc Synthese“ geht aal die Tatbestände und diese wieder auf 
die Vorgefundenen Interessen zurück. Mithin richtet sich nach letzteren 
unter Zwischenschaltung der Tatbestände auch der Inhalt der Synthese, 
der deshalb noch nicht ohne Wertbczicliung zu sein braucht. Jedoch ist 
die Honigseim Abstraktion abwegig und weil einer Neutralisierung 
des Rcclitsgutsbegriffs zugänglich — gefährlich. Das Schutzgut ist kein 
ühertatbcstaiid liebes Gebilde, sondern Grundlage und Inhall des Tat¬ 
bestandes. 

•' w Vgl. Schaffstein, Grundfragen S. 137. 
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iin*tiIr ucks (Irr Vorzug gegeben, da ersterer das ..allgemeinere und 
l.oiiNlrukliv fruchtbarere Prinzip" darstelle . M Der L’nreclits- 
i" hüll jeder Tal liege primär in der Pflichtverletzung. 53 Schon 
'iillli eielie Bestimmungen des geltenden Rechts enthielten auf der 
I alei seile liegende subjektive Uurechtsiiierkmale M . im kom¬ 
menden Recht aber rücke im Aufbau der allgemeinen Ver- 
luveheusvoraussetzungen die subjektive Tatseile, der verwerf¬ 
liche Wille des Täters in die erste Stelle ein. 1411 Auf Grund die- 
n subjektiven Bestimmung des Unrechts müsse man übrigens 
auch zur Aufhebung der Unterscheidung von Unrecht und 
Schuld kommen. Aa Völlig entbehrt könne der Schutzgutsbegriff 
allerdings nicht werden. Schaffslein sagt ' 7 : „Rcchtsgutsverletzung. 
I'llichtVerletzung. Gesinnungsniisdruck und Verrat sind nicht 
etwa sich gegenseitig ausschliellende Inhaltsbestimmungen des 
Verbrechens, sondern sie bezeichnen nur verschiedene Stand¬ 
punkte. von denen aus man zu einer Wesenserfassung des Ver¬ 
brechens vorstoßen kann." ..Deshalb wird auch ein am Pflicht- 
v < i let/ungsgedauken orientiertes Strafrecht gerade in seinem be- 
•atmleren Teil der Rücksichtnahme auf die Verschiedenheit der 
\nj'.rilfsobjekte des Verbrechens, mag man diese Rechtsgut. 
Sehutzwerl oder sonstwie nennen, nicht völlig ent raten kön¬ 
nen"'". Kr fordert aber, den ..Akzent" auf den Gesichtspunkt der 
Pflichtverletzung zu verlegen.' 1 * 

Das Bestehen subjektiver l'nrechtselemenle im alten StGB, 
cd nun allerdings nicht zu verkennen: Ilegier hat sie als erster 
klar hervorgehoben."" Auch ist zuzugestehen, daß die Rechts¬ 
widrigkeit als Ganze gesehen im Laufe der Strafrechtsentwick¬ 
lung der letzten Jahre einen mehr subjektiven und normativ- 
ethisehen ..Akzent" bekommen hat nl . ferner auch, daß dies im 
künftigen Strafrecht noch in vermehrtem Maße der Lall sein 
wird. 0 “ Die Bewertung des Unrechts wird sieh also in größerem 
I infang als bisher nicht nur nach dem reinen I nleressengesiehts- 
punkt. sondern auch nach persönlichen Verhältnissen des Täters 
und nach sittlichen Maßstäben richten können: mit anderen VVor- 

M Vgl. Callas aaO. S. 33. 

M Vgl. Schaffstein anO. S. 133. 

Vgl. Schaf fstein. Lpz. Studien 1936 Heft 91 S. 19 ff. ZStW. 1936 S. 32. 

" Vgl. Schaf fstein. ZStW. 1956 S. 54. 

a# Vgl. Schaf fstein an(). S. 51; Grundfragen S. 152 ff. 

• w aaO. S. III. 

M aaO. S. 124. 

M anO. S. 112. 124. 

nn Vgl. c». Amu. 44. Liszt-Schmidt. Lehrl». 1952 S. 183/184. 

Vgl. Mezgcr. Leitfaden S. 46 ff. 

112 Vgl. z. B. Freister. Das neue Strafrecht S. 85 ff. 
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teil, „eine sozial-ethische negative“ Bewertung 63 ein Tadel der 
sich aus der Tat im Binzelfall ergebenden Gesinnung des Tä¬ 
ters kann sich auch zunächst ohne Rücksicht auf die Schuld¬ 
frage aus dem Unrecht ergeben. Dies erfordert aber kein Auf¬ 
geben der Trennung von Schuld — weder als Brziehungs- noch 
als Bewertungsurteil — von der Rechtswidrigkeit. Die volle Be¬ 
wertung einer rechtswidrigen Handlung ist immer erst nach 
Prüfung der Seluihlfrage möglich. Ebenso wie für die praktische 
Beurteilung einer einzelnen Verbrechenshandlung wird diese 
Gegenüberstellung aber auch für einen klaren Aufbau der Lehre 
und des Gesetzes unentbehrlich sein.** 


Die vermehrte Aufnahme subjektiver und ethischer Merk¬ 
male ins Unrecht bewirkt weiterhin nicht, daß dem Scluitzgut 
nur noch eine unwesentliche Rolle zukommt. Auch iin künftigen 
Strafrecht dürfte die Schiitzaufgnhc im Vordergrund stehen. 
Ls ist wohl schon zu weitgehend und auch zu allgemein, wenn 
Mezger” sagt, dafl der Begriff der materiellen Rechtswidrigke.it 
im kommenden Strafrecht ..in der Mitte zwischen Schuld und 
objektiver Rechts Widrigkeit" stehen wird. Das Maß subjektiver 
oder objektiver Unrechtsinerkmale muß bei den einzelnen 'rat- 
bestanden zwangsläufig verschieden sein. z. B. wird es stets Ver¬ 
brechen gehen, deren Unrechtsgelialt sich ausschließlich oder 
vorwiegend aus dem verletzten oder angegriffenen Schufzgiit er¬ 
gibt. Dieser Auffassung stellt der Gedanke des Willensstraf- 
rechtx nicht entgegen. Nach ihm ist der Zwe<k der Strafe in 
erster Linie Bestrafung des verbrecherischen Willens. Stihnc für 
Schuld .* 7 Kinmnl aber darf dieser Grundsatz nicht übertrieben 
werden: das Volksempfinden fordert, daß Art und Höhe der 
Strafe auch nach den objektiven Folgen einer verbrecherischen 
Handlung bemessen wird. Sodann richtet sich eben der Grad der 
Schuld als Bewertungsurteil immer auch nach der Bedeutung 
des angegriffenen oder verletzten Rcchtsgiits. Ferner braucht da¬ 
mit nicht der Gesichtspunkt der Pflichtverletzung aufgegeben 
zu werden. Nur bestimmt sieh der Grad derselben im Finzelfall 
nach «lern Grad der Schuld und des Unrechts. Art und Maß des 


M Regler versteht unter Schuld zunächst ein Bezichungsurteil: Die 
Bejahung der vollen Tatherrschaft des Täters, die dessen Handlungsfrei¬ 
heit. dessen Zurechnungsfähigkeit und dessen Schuld i. e. S. — Vorsatz 
mul Fahrlässigkeit — voraussetzt, sodann ein ..sozial-ethisches negatives 
Bewertungsurteil“, ein Tadel der Psvclie des Täters wegen der Tat (vgl. 

I legier. ZStW. 1915 S. 189 ff.). 

M Vgl. im einzelnen Mezgcr. ZStW. 1936 S. 13. 17: Leitfaden S. 45 ff. 
05 Vgl. Kreisler aaO. S. 41 ff.. 131 ff.: das kommende deutsche Straf¬ 
recht AIlg. Teil S. 14. Bes. Teil S. 30: Klee. Dt. Strafrecht 1936 S. I ff. 
ß0 ZStW. 1936 S. 17. 

h7 Vgl. Freisler. Das kommende deutsche Strafrecht. Allg. Teil S. 14/15. 
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I mcchls richten .sich wiederum — möglicherweise neben ande- 
n n Umständen. aber doch strls auch nach der Bedeutung des 
angegriffenen Schutzguts und nach den objektiven Folgen des 
\UMi'i11s. Das geschützte Gut oder Interesse ist also Gegenstand 
und damit auch Maßstnb des Unrechts und der Pflichtverletzung. 
In diesem Sinne meint auch Mezger 8 *: „Gewiß ist Verbrechen 
j’isüdliche Pflichtverletzung. Aber die persönlichen Pflichten 
di”* einzelnen im Kähmen der Volksgemeinschaft bestimmen sich 
ihrerseits wieder nach dem Schutz, den die völkischen Kechts- 
gtHcr fordern und erfahren sollen.” Genauer besehen ist es wohl 
o daß sich der Gesichtspunkt der Pflichtverletzung und der der 
Ilm hlsguts- oder Interessenverletziing deshalb nicht ausschließen 
imiNseii. weil sie beide auf verschiedenen Kbenen liegen. Frsterer 
i»! ein Oberbegriff, der die Verbrechcnsincrkmnlc Schuld und 
I nieeht umfaßt. Handelt jemand schuldlos unrecht, so begeht er 
I»"ine Pflichtverletzung. Gerade deshalb aber, weil der Pflieht- 
v e riet zu ngsgeda n ko ein allgemeiner ist und wesensverschiedene 
I lemeiile umfaßt, erscheint er auch schon theoretisch nicht ge- 
I iKiiri. den Gedanken der Schutzgutsverletzung zu ersetzen. Das 
und sieh bei den iibergesetzlichen Unrechtsausschließungsgriin- 
den auch in praktischer Hinsicht zeigen. 

Der Gedanke der Pflichtverletzung setzt allerdings auch die 
\niiuhme einer die verletzte Pflicht begründenden Norm vor¬ 
aus. Hiebei wird es sich, was das Strafrecht anbelangt, vor¬ 
wiegend um Verbotsnormen handeln. Wer tötet, handelt dem 
Verbot: ..Du sollst nicht töten", zuwider. Fälle von strafbaren 
positiven Pflichtverletzungen, wie etwa die Verletzung der Not- 
hdlepMicht muh S 5>()c StGB., echte Unterlassungsdelikte die 
unechten haben einen Doppelcharakter: Verletzung einer Ver¬ 
botsnorm durch Verletzung einer Gebotsnorm werden wohl 
immer in der Minderzahl sein. Diese Normen stehen aber stets 
ebenfalls iu Beziehung zu den SchutzgUtern. Sie fordern ..Du 
sollst das Gut der Gemeinschaft nicht verletzen” oder „Du sollst 
es wahren": ihre Aufgabe isl Schlitz der Volksgüter. 

Gallas wendet sich zwar auch gegen die ..Akzentverschie¬ 
bung" zu Gunsten des Gedankens der Pflichtverletzung, läßt 
“her das Interesse doch nur noch als Maßstab, nicht als Objekt 

" s Leitfaden S. 46. vgl. auch S. 50, 45. Ähnlich Klee aaO. S. 2, II: 
im sagt: „Der Begriff der Pflichtverletzung kann gar nicht ohne Be¬ 
ziehung auf den verletzten Sehutzwert gedacht werden; eine von ihm 
losgelöste Pflichtverletzung schwebt in der Luft." ..Die Pfliehtvcrlctzungs- 
lelire hat nur insoweit Kxistenzbcreclitignng. als sie an den Schutz- 
gedanken ankniipft und ihn als Basis anerkennt.' 

Vgl. u. Anni. 10t. 

70 naO. S. 68. 61. 
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verbrecherischen Verhaltens gelten. Letzteres ist es aber zugleich 
auch, sonst könnte es nicht Maßstab sein. Gegen die von Gallas 71 
vorgcschlagern* Verdeutschung des Ausdrucks ..Geincinschafts- 
intoressen" in ..Gemeinschaftswerte" ist dagegen nichts einzu¬ 
wenden. Die volle ethische Be wertung einer Tat kommt damit 
allerdings nicht zum Ausdruck, wie dies Gallas zu meinen scheint, 
da Wert sachlich nichts anderes bedeutet, wie Interesse und der 
Begriff Wertverletzimg oder -gefährdimg weder die ..personalen" 
Elemente verschiedener Iatbestände. noch natürlich die Schuld 
des Täters umfallt. Schließlich ist ja aber nicht die Bezeichnung, 
sondern deren Inhalt entscheidend. 


Folgendes hat sich also bis jetzt ei gehen: Der Angriff auf die 
Scluitzgüter. auf die* Gemeinschaftswerte bildet nach wie vor ei¬ 
nem wesentlichen leil des l nrechts im allgemeinen, trotz dessen 
stärkerer Snbjektivieruiig in den letzten Jahren. Ferner gibt es 
stets Verbrechenshnnellangen, deren l n rec ht sic h allein oder 
vorwiegend aus der Verletzung oder Gefährdung der geschützten 
Werte ergibt. 

Darüber hinaus aber ist hihi die entscheidende Bedeutung 
der Wertverletzimg oder •gefährdimg darin zu erblicken, (lall 
diese das l nreeht teils ohne subjektive Merkmale, teils mit sol¬ 
chen zusammen begründet, im Gegensatz zu den letzteren, die 
dies für sich allein, ohne Beziehung auf einen verletzten oder 
verletzbaren oder wenigstens als verletzbar \orgostelllcn Schatz¬ 
wert nicht vermögen. 

Der untaugliche Versuch, auf den die Gegner der Lehre von 
der materiellen Kechtswidrigkeit als Schiitzgiitsvcrlctzimg noch 
besonders hinweisen. vermag diese nicht zu entkräften. Es ist 
nicht erforderlich, hier nach einem neuen Ausweg zu suchen, 
wie dies v. Gemmingcn 77 tut. v. Gern min gen meint, man könne 
auf Grund der überkommenen Lehre von der materiellen Bechts- 
widrigkeit nicht dazu kommen, den untauglichen Versuch für 
strafbar zu halten Der überkommene Begriff der objektiven 
Kechtswidrigkeit sei ein Mischgebilde ans Anforderungswidrig¬ 
keit ( iXorniiibertretimg) mul Substrat Widrigkeit ( Verstoß 
gegen einen rechtlich geordneten Zustand, im Ergebnis also wohl 
dasselbe wie Verletzung oder Gefährdung von Schiitzgütcru. -In¬ 
teressen oder -werten). Der Begriff der Norm- oder Anforelc- 
rungswidrigkeit sei aber rein formal, jedenfalls könne man im 
Falle des untauglichen Versuchs nur die Schuldscitc erfassen. 
Gegen das ..Substrat rechtlicher Regelung" aber verstoße der 
untaugliche* Versuch ebenfalls nicht, da er den äußeren Bestand 


71 aaO. S. 65. 52. 

77 Dt. Strafrecht. 1935 S. 105 ff. 



i • «'li 1 1M'lioii (icordiielsciiis unberührt lasst*. Man könne deshalb 
• In» untauglichen Versuch nur als eine Erschütterung des ..Macht- 
H» llmiysphiiiiomens oder der ..Autorität" des Rechts, als Gel- 
InugHwidrigkcil auffassen Die Kritik v. Geminingens dürfte 
mi hl /.ulreffen. Dal! der Gedanke der Norm Übertretung heim 
unlnugliehen Versuch nur die Schuldseite erfasse, ist dann nicht 
Mehlig, wenn man das Bestehen einer auch den untaugliche» 
Nei nieli verhietenden Norm anerkennt. Dann liegt eben die ob- 
C kh\e Rechtswidrigkeit im VerstoR gegen die Norm. Allerdings 
1*1« ihl eine Erfassung des Verbrechens lediglich als Normiiber- 
Ileimig formal. Das materielle Unrecht liegt ja aber nicht in der 
gb n h/eilig und notwendig auch gegebenen Normwidrigkeit. 
• indem in der Verletzung oder Gefährdung der die Normen 
linj/enden Schutzgitter oder Genieinschaftswerte. Der Begriff 
( a llungswidrigkeit" ohne seinen materiellen Hintergrund wäre 
mich formal. Den Begriff ..Substrat" fallt v. Gcinmingen aber 
" oliI zu eng. Die ..Vergeistigung des Rechtsgufsbegriffs" 7,1 liilft 
i /u. als Schutzwert auch das Interesse der Allgemeinheit an 
dei Vermeidung von Erschütterungen des rechtlich geordneten 
/.ii'tlnnds. von schlechten Beispielen, von Beunruhigungen der 
I in weit 7 ‘ zu verstehen. Dahinter aber stellt wiederum die Ge¬ 
lallt. ibdl ähnliche Werte, wie die. die der Täter verletzen wollte, 
durch andere verletzt werden könnten.*' Die ..materielle“ Gel- 
lungswidrigkcit erscheint deshalb nur als ein Ausschnitt aus der 
umfassenderen objektiven Gemeinsehafls-(Interessen-)widrigkeil. 
I ine ..formelle“ Geltungswidrigkeit, ein Verstoll gegen die ..Au- 
loiiiäl" des Rechts aber liegt zugleich auch in der Norinübcr- 
11 • -tiiii|g. Gegen eine solche Auffassung von der materiellen 
Rcchlswidrigkcit des untauglicheil Versuchs (wie auch gegen die 
v. Gcmmingen.s) könnte der Einwand gemacht werden, dnß sich 
der Vorsatz des Täters auf die geschilderten Wirkungen nicht 
bezieht. Dies wäre aber zu liest reiten. Wer einen Mord begehen 
will, weilt. daR seine Tat die geschilderten W irkungen haben 
kann. Darauf. duR diese im Falle der Nichtcntdcck.ung des un¬ 
tauglichen Versuchs tatsächlich doch nicht eintreten. kommt es 
natürlich nicht an. Das l nrecht liegt daun in der Möglichkeit, 
m der Gefahr des Eintritts. 

7:1 Vgl. o. S. io. 

7 * Wirkungen des untauglichen Versuchs nach v. Gcmmiiigcn aaO. 
Seite 109. 

75 Klee aaO. S. > sagt zum imiauglichen Versuch: ..Es bestünde kein 
Interesse der Volksgemeinschaft daran, hier lediglich eine pflichtverges¬ 
sene Gesinnung zurückziiwciscn. stände nicht hinter dieser Zurückweisung 
das Interesse an der Erhaltung der Unversehrtheit der Rechisgüterwelt.“ 
Im übrigen stimmt Klee nicht ganz folgerichtig v. Gcinmingen voll zu. 
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b) Übergesetzliche 


Unrechtsau ss chI i eß u ng s- 
: r ü n d e. 


Ebensowenig, wie subjektive Vorgänge für sich allein, ohne 
Beziehung auf einen, wenn auch nur als verletzbar vorgestellten 
Schatzwert die Rechtswidrigkeit zu begründen vermögen, eben¬ 
sowenig können sie einen Unrechtsausschließungsgrund begrün¬ 
den oder ausschließcn.lis wird deshalb auch noch eine auf den 
Interessengedaiikcn abstcllcnde Lehre von den übcrgcsetzlichen 
Uli rech tsausschließiingsgründen dann Geltung haben, wenn sie 
auf den Interessen der Gemeinschaft fußt. 

Unter Ablehnung des zu allgemeinen, positiv-rechtlich nicht 
anerkannten und sachlich zu unbestimmten Satzes „vom ange¬ 
messenen Mittel zur Erreichung eines staatlich anerkannten 
Zweckes"” stellt Hegler drei auf dem positiven Recht aufge- 
baute Leitsätze auf 7 *, die dann bei der Ausfüllung der im gel¬ 
tenden Recht vorhandenen Lücken Anwendung finden können: 
Das Prinzip des überwiegenden Interesses, der Gedanke eines 
Wegfällen» des nur abgeleiteten staatlichen Interesses und das 
Prinzip des wahren Wohls. Logisch geht dem allem voraus, daß 
erst recht dann kein Unrecht begungen wird, wenn überhaupt 
kein Interesse vorhanden ist. Man könnte von einem Prinzip des 
mangelnden Interesses reden, allerdings nicht im Sinne von Mcz- 
gerder damit ausschließlich die Eiille der ausdrücklichen oder 
mutmaßlichen Einwilligung des Verletzten bezeichnet. 

Der Ausdruck ..Wegfall des nur abgeleiteten staatlichen In¬ 
teresses" kann nun zu Mißdeutungen Anlaß geben. Ilegler 
schränkte dieses Prinzip auch schon sehr ein" 0 : hauptsächlich 
sollte es auf den l'aII der Einwilligung des Verletzten angewandt 
werden. Dieser Fall kann aber unter den umfassenderen Ge¬ 
sichtspunkt des mangelnden Interesses oder Wertes gebracht 
werden. Dagegen ist an dem Prinzip des wahren Wohls festzulial- 
ten. Ebenso behält der seit der Entscheidung vom 11. März 1927 
(RGSt. hl S. 242) vom Reichsgericht anerkannte Gedanke der 
liiteressciiabwägiing seine Berechtigung. Die in neuerer Zeit 
hiergegen vorgeb rächten Ein wände halten sich teils im Rahmen 
der Kritik an der teleologischen Verbrechensauffassung im all¬ 
gemeinen Hl . teils richten sie sich gegen die Anwendug der vom 


70 Vgl. hierzu im einzelnen Ilegler. Beiträge S. 258; ZStW. 1015 
An in. 45. 

77 Vgl. Liszt-Schmidt. Lehrbuch 1052 S. 215. IST. 

7 * Vgl. ZStW. 1915 S. 59 ff. 

7fl Vgl. Lehrbuch S. 205 ff. 
s0 Vgl. aaO. Anm. 58. 

*' Vgl. Gallas aaO. S. 52: Schaffsicin. Lpz. Studien 1956. Heft 91 
Seite 25 ff. 
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I{• m Iisi*rii■ 1 11 entwickelten Grundsätze in späteren Entschcidun- 
|m ii uni andersartige Fälle, besonders auf politische Verhält¬ 
nis Doch ist Mezgcr recht zu geben, wenn er fordert M , 
L Uul tigliin stets ..die einzelnen Tatbestände auf die Grenzen 
ihn"i I nrcehtsgohalts" nachzuprüfen. die ..konkrete Beziehung 
um Kinzeldelikt" herzustellen, wie dies schon bisher jede tiefer- 
di mgende Lehre vorn UnrechtsausschluH getan habe. 

Me/.ger will ferner die von ihm aufgestellten Prinzipien des 

.geladen und des überwiegenden Interesses* 1 neuerdings 

durch die Prinzipien der mangelnden und der überwiegenden 
Pili« hl ersetzen. Nun besteht im Finzelfall meist die Pflicht, ei¬ 
nen bestimmten Schutzwert nicht zu verletzen. Wird kein Wort 
vei lel/l. so liegt allerdings keine pflichtwidrige Handlung vor. 
I )• i \usdrtuk ..mangelnde Pflicht” enthalt dann eine Doppel* 
Verneinung. Ergibt aber die Abwägung im Einzelfall, da ff der 
j|ei ingere Wert dem höheren weichen muH. dann begeht der Tü¬ 
ll i zwar wiederum keine rechts- und keine pflichtwidrige Hand¬ 
lung. er braucht aber nicht verpflichtet gewesen zu sein, die 
Irnglichc Handlung vorzuuehmen. Im übrigen liegt auch daun 
I eine Pflichtverletzung vor. wenn ein Schuldaiisschlieliungsgriind 
»u geben ist.'"’ Der Pflichtvcrletzungsgednnkc ist also hier prak- 
11 "eh nicht verwertbar." 1 Es wird deshalb von folgenden drei, 
die Kreht.swidrigkcit misschliellemlen Grundsätzen au.sgegnngcn; 
\ ein Grundsatz des mangelnden Wertes, von «lern <les überwie¬ 
genden Wertes und von dem des wahren Wohls. 

’• Die materielle Rcohtswidrigkeit der Tötung, insbesondere der 
Tötung auf Verlangen Geschichtlicher Überblick. 

Körperlich gesehen wird durch ein Tötungsdelikt das Leben 
• Ir-, jeweiligen I,ebensträgers bedroht, verletzt oder vernichtet. 
In strafrechtlicher Hinsicht ist aber geschützter Wert nicht der 
physische Organismus des Angegriffenen oder Getöteten, son¬ 
dern dessen vielfältige Beziehungen und Betätigiingsmöglieb- 
keilen im Kähmen der Volksgemeinschaft. Schatzwerte sind hier 
alle das Wohl des Volkes fördernde LebensäuHerungen des ein¬ 
zelnen Gemeinschaltsgliedes. dessen Kräfte und Fülligkeiten in 
körperlicher und geistiger, materieller und ideeller Hinsicht. Im 
Angriff auf diese Werte ist also grundsätzlich die materielle 
Krelitswidrigkeit der Tötungsdelikte zu erblicken. 

Vgl. Dahin aaO. S. OS. 

M Leitfaden S. 49. 

81 Lehrbuch S. 204 ff. 

“ Leitfaden S. 51. 

s * Vgl. Mezger, Leitfaden S. 45. 

87 Vgl. oben S. 15. 
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Es war nun in der Vergangenheit oft üblich, neben dem Staat 
oder der Gesellschaft auch den einzelnen als ..Interessenträger'' 
anzusehen. ** Gab letzterer sein Interesse am Leben auf, ver¬ 
langte er nach der l’ötung. so legte man dieser einen weit ge¬ 
ringeren linrechtsgchalt als der normalen Tötung bei. In diesem 
Sinne sahen auch noch Jost. Pclckinann und Peielier den Wert 
des Lebens aus zwei Paktoren bestehen: dem Wert des Lebens 
für den einzelnen selbst und dem Wert, den es für die „Mit¬ 
menschen" des einzelnen habe. K ". Line solche Anschauung konnte 
zwar auf das geltende Recht verweisen (vgl. § 21b StGB.), lallt 
sich aber heute weniger denn je halten. Graf Gleispnch führt 
hiezu aus"": ..Die besonders milde Behandlung der Tötung auf 
Verlangen (?? 216 StGB.) beruht auf individualistischer Pinstel¬ 
lung. Grundsätzlich hat jedes Mitglied der Volksgemeinschaft 
die Pflicht ihr zu dienen. Selbsttötung ist als Feigheit und Pflicht¬ 
verletzung verwerflich, das Verlangen, getötet zu werden also 
für den. der sich dadurch zur lat bestimmen läßt, an sich kein 
entlastender Beweggrund. Die schwere Strafe für Tötung hat 
nicht darin ihren Grund, «lall der Lebenswille eines einzelnen 
millachtet wird, sondern in dem Angriff auf die Volksgemein¬ 
schaft. der in dev Vernichtung jedes ihrer Glieder gelegen ist". 

Die geschichtliche Eilt wieklung gibt Graf Gleispuch darin 
recht, (lall die Aufnahme der Tötung auf Verlangen als eines 
privilegierten Tatbestandes in das StGB, auf individualistische 
Gcdankcngnitgc zurikkzufiihren ist. Im germanischen und im 
mittelalterlichen deutschen Recht bis zur Rezeption waren Selbst¬ 
mord und Tötung auf Verlangen sehr wahrscheinlich allerdings 
straflos. Diese 'Tatsache kann aber nicht, wie Rupp n meint, 
auf den allgemeinen Satz ziirückzuführen sein, «lall der freie 
Mann bei den Germanen ..unumschränkter Herr über sein Le¬ 
ben und Gut" gewesen sei. Die germanischen Rechte kennen 
eine Fülle von Bindungen des einzelnen an die Sippe und an den 
Stumm."'' Die Ursache für die Straflosigkeit dürfte vielmehr 

** Vgl. o. Amu. 4<S. Vgl. hiegegea Heuler o. Amu. 49. 

"■Jost (Das Recht auf den Tod S. I?) sagt: ..Der erste Faktor ist 
der Wert des Lebens für den betr. Menschen selbst, also die Summe 
von Freude und Schmerz die er zu erleben hat. Der zweite Faktor ist 
die Summe von Nutzen oder Schaden, die «las Individuum fiir seine 
Mitmenschen «larstellt." So auch Pclckmaini aaO. S. 190 und Peidter 
naO. S. 51 ff., 55. 

"" Vgl. Das kommende «It. Strafrecht. Bes. Teil S. 575. 

I " Vgl. hierzu Klenner naO. S. 12 ff. und Rupp. Das Recht auf den 
Tod S. 7. 

02 aaO. S. 7. 

Vgl. v. Schwerin. Freiheit und Gebundenheit im gern«. Staat in 
..Recht mul Staat in Geschichte und Gegenwart" Heft 99. 



«Iniiii /.ii erblicken sein, daß Selbsttötung mul Tötung auf Ver¬ 
langen ilmnals selten und vorwiegend in solchen Fällen vorge- 
l>"niuien sein werden, die nicht strafwürdig erschienen. Oie An¬ 
gehörigen junger lind lebenskräftiger Völker haben auch in der 
Hegel eine lebensbejahende Finstellung. 

Die Straflosigkeit hielt sich bis zur ßainbergensis und Caro¬ 
lina Weder Selbstmord noch Tötung auf Verlangen sind dort als 
\ i i hi ccliou erwähnt. Unter dem Einfluß des römischen mul 
I»auoiiiselien Hechts vollzog sich dann ein Umschwung. In den 
nncliknrolinischen Partikulnrgesctzgebuugcn wurde Tötung auf 
Verlangen zeitweise der gemeinen Tötung gleichgesct/.t und der 
Selbnlmoi'd mit ehrloser Bestattung oder Güterkonfiskution oder 
•mi l la-idem bestraft. Während nun in der Folge die deutschen 
Srilreter der Aufklärung Pufendorf. Thomasiiis, VVolff an 
ilci Bestrafung von Selbstmord und Tötung auf Verlangen fest- 
hielicn, wenn auch mit neuer Begründung (..polizeistaatlieber 
Halaaialisinus"). traten ihre französischen Verfechter Montos- 
• I n m m. Voltaire und Rousseau — bekanntlich entschieden fiir die 
I reir Verfiigiingsmacht des einzelnen über sein Leben ein. 01 So 
lauge dieser im .Staatsverband bleibt, darf er allerdings dem Ge- 
• 1 / nicht zuwidcrhuiidcln: ob er aber aus jenem nusscheiden, 
nh ci den Gcsellschaftsvcrtrag lösen will, darüber hat er allein 
ii hefinden. denn er ist Souverän über sein Leben. 


Dieser französische Individualismus lud zwar in Deutschland 
in « t/lieh keine Anerkennung gefunden, «loch ist sein Einfluß 
nu lll zu verkennen. Zunächst wurde die Bestrafung des Selbst¬ 
mords beseitigt, so in Preußen durch das Reskript vom (>. 12. 1751. 
IInn folgte die Anerkennung der Einwilligung oder des Ver¬ 
langens als eines gesetzlichen Strafinildenmgsgnindes. Preußen 
imm hier im Allgemeinen Landreeht von 1794 voran. Nach 'TI. II 
I it, 20 § 854 war Tötung aufi Verlangen, ebenso wie Beihilfe zum 
Selbstmord mit (>- bis lOjähriger Fostungs- oder Zuchthausstrafe 
bedroht: bei überwiegendem Verdacht. ..den Wunsch nach dem 
Tode bei dem Getöteten selbst veranlaßt zu haben", war auf 
Ichcnswierige Fostungs- oder Zuchthausstrafe zu erkennen. Zahl¬ 
reiche deutsche Strafgesetzbücher, so das Sachs, von 1858 (Art. 
I.!“»>. das Wiirtt. von 1859 (Art. 259). das Braunschw. von 1840 
(Art. 147) und das Bad. von 1845 (5? 207) sind dem A.L.R. mit ver¬ 
schiedenen Strafarten und Strafrahmen gefolgt. Nach ihnen 
mußte aber der later durch das ..ausdrückliche und ernstliche 
\ erlangen" des Getöteten zur Tötung bestimmt worden sein. Die 
Bestimmung des Sachs StGB, von 1858 wurde dann vom Sachs. 


’•» Vgl. Klcnucr aaO. S. 17 ff.: ßimling nuO. S. 5 ff.: Hupp aaO. S. 8: 
\. Liszt-Schmidt. Lchrb. 1952 S. f»0 ff. 
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StGB, von 1855 (1868) übernommen und ging; von hier in das 
StGB, für den Norddeutschen Bund von 1870 und in das RStGB. 
— abgesehen vom Strafrahmen wörtlich über. 91 

Neben dieser Entwicklung lief aber noch eine andere, die im 
Gegensatz, z.ii jener nicht durch individualistische Gedanken be¬ 
stimmt sein, sondern auf einer besseren Erkenntnis des wirk¬ 
lichen Unrechts- und Schuldinhalts einer Handlung beruhen 
dürfte. Als erstes enthielt wiederum «las Allg. Landrecht in TI. II 
Tit. 20 $ 855 die Bestimmung, daß derjenige, welcher tödlich Ver¬ 
wundeten oder sonst Todkranken in vermeintlich guter Absicht 
das Leben verkürzte, gleich einem fahrlässigen Totschläger nach 

778. 779 ALB. zu bestrafen war. hiernach mit Gefängnis oder 
l'Ystung von einem Monat bis /.u zwei Jahren. Ci es eh all solche 
Tötung außerdem auf Verlangen, so hatte 5? 855 ALB. sicher eben¬ 
falls Anwendung zu finden, da es ja denkbar unbillig gewesen 
wäre, bei Vorliegen zweier Strafmilderimgsgi iinde die erheblich 
schwerere Strafe nach $ 854 zu verhängen.'" 

Die erwähnten Strafgesetzbücher von Württemberg. Brunn- 
schweig und Baden dagegen nicht das von Sachsen enthiel¬ 
ten in den angeführten Bestimmungen ebenfalls eine Sonder¬ 
regelung der Tötung eines Todkranken oder tödlich Verwun¬ 
deten. Voraussetzung war aber stets, daß der Kranke den Tod 
verlangte: für diesen Lall war der Strafrahmen gegenüber der 
gewöhnlichen Tötung auf Verlangen erheblich herabgesetzt. 

Diese Bestimmungen sind als Ausdruck einer gegenüber dem 
RStGB. wesentlich verschiedenen Bewertung der Euthanasie 
schon an sich von Interesse. Ob eine gesetzliche Neuregelung un¬ 
mittelbar an sie ankniipfen soll oder ob sie nur als Übergangs¬ 
erscheinungen betrachtet werden können und die durch das 
StGB, fiir den Norddeutschen Bund unterbrochene Entwicklung 
zur Straflosigkeit der Euthanasie führen sollte, wird sich aus 
dem folgenden ergeben. 


4. Der materielle Gehalt der Euthanasie Die Bedeutung 
der Einwilligung Der Grundsatz des wahren Wohls. 

Wie aiisgefiihrt liegt der materielle Kern des Unrechts bei 
der Tötung grundsätzlich nicht in der Brechung des Lebenswil¬ 
lens des einzelnen. Der Lebenswille ist nur mittelbar geschützt, 
nämlich im Regelfall nur als Voraussetzung für die Betätignngs- 
möglichkeit des einzelnen im Rahmen der Gemeinschaft. Der 
Lebenswille gewinnt aber dann eine selbstständige Bedeutung, 
wenn ein Wert der oben «largelegten Art nicht oder nicht mehr 


95 Vgl. klenner aaü. S. 12 ff. 
#0 Vgl. Klenner aaO. S. 20/21. 
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«iiiIimihIcm isl. Dieser Gesichtspunkt ist fiir die Euthanasie in- 
olciu von Bedeutung, als der Lebenswille auch des Kränksten 
mul Wertlosesten selbstverständlich unbedingt zu achten ist. Das 
ihm h materiellen und objektiven Gesichtspunkten gemessen nutz- 
h(Mi I ( ben des einzelnen hat hier einen selbständigen Schutzwert, 
di i einfach auf der Zugehörigkeit des Kranken zur Volksgemein- 
i hnlt beruht. In den Fällen der Euthanasie will nun aber der 
I i nnLe in «ler Regel nicht mehr leben. <1. h. er besitzt nicht nur 
In nu n Lebenswillen mehr, sondern er wünscht sieli den Tod. 
\ul du- zahlenmäßig wohl weit geringeren Fälle, in denen der 
hnuiKi zur Kundgabe eines solchen Wunsches außerstande isl. 
und unten noch eingegangen werden. Es kann sieh deshalb bei 
li i Suche nach dem Unrechtsgehalt der Euthanasie zunächst nur 
dm um handeln, ob außer dem Lebenswillen selbst irgend welche 
Weile verletzt oder vernichtet werden. 

I gehört zum Begriff der Euthanasie, daß der Kranke iiu- 
Im iIImii isl Häufig wird ihm auch der alsbaldige Tod bevor* 
teilen, in erster Linie dann, wenn er schon im Sterben liegt, d. 
h wenn der Auflösungsprozeß schon begonnen hat. Es ist offen* 
n hllieh. «laß der Kranke hier keine der erwähnten Betäligungs- 

.rlichkeiten mehr besitzt. Aber auch dann, wenn ihm noch 

ihm lungere I.eideiiszcil bevorsteht, wird man zumeist zum sel¬ 
ben Ergebnis kommen müssen. Nach l-leyn 07 kommen fiir die 
tu-Währung «ler Euthanasie „im weiteren Sinn" hauptsächlich die 
beiden schlimmsten Geißeln der Menschheit, der Krebs und dir 
I uberkulose" in Krage. Außerdem nennt lleyn noch ..schwere 
• li kompensierte Herzleiden, schwere Nierenleiden, schwere Zuk- 
kei ha 1*11 ruhr. besonders in Verbindung mit Tuberkulose und 
Brand. Riickeumarksdarre im letzten Stadium, besonders mit 
Krisen, an sich zwar gutartige, wegen ihres Sitzes aber ino¬ 
perable. mit großen Schmerzen verbundene Geschwülste des 
Gehirns, Altersbrand, schwere Verletzungen u. n." . Allerdings 
kann auch bei solchen Krankheiten, besonders zu Beginn der- 
M'lbon. noch eine, wenn auch beschränkte Leistungsfähigkeit des 
Kranken bestehen. Der Selbsterhaltungstrieb wird dann aber 
doch meist noch so stark sein, daß er den Wunsch nach dem 
lode überwiegt. Wünschte der Kranke aber doch den Tod. so 
wäre eine Abwägung der für lind wider die Gewährung der 
Luthanasic sprechenden Gründe notwendig. Hierauf wird noch 
cinziigchon sein. 

Außer in den von Heyn genannten Fällen ist es auch möglich, 
«laß äußere Umstände die Unheilbarkeit bedingen, weil ärztliche 
Hilfe nicht erreichbar ist oder sonstige besondere Verhältnisse 


aaO. S. 260/61. 
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eine an sich mögliche Heilbehandlung unmöglich machen. Man 
«lenke an Verwundungen im Krieg, an den im Schrifttum öfters 
erwähnten Pall des verunglückten Bergsteigers oder an «len des 
l'orschungsreiscnden. der in unwegsamem Gebiet verunglückte 
und ohne die Möglichkeit einer Rettung irgend einem qualvollen 
I od ausgesetzt ist. Pin grundsätzlicher Unterschied zwischen 
diesen Füllen und denjenigen, bei welchen «lie Krankheit allein 
den sicheren Tod bedingt, besteht nicht. 

Fs ist weiter zu prüfen, ob «Ins Unrecht der Euthanasie nicht in 
der Gefahr liegt, «lall Mißbräuche Vorkommen, sowie darin, «laß «Ii«> 
Achtung vor dem Leben gemindert wird.** Fs ist «lie Frage, ob das 
Interesse an «ler Verhinderung von rötungsverbrechen Ausnah¬ 
men vom allgemeinen rötungsverbot zulüßt o«ler aber dessen abso¬ 
lute Aufrechterhaltung erfor«lert. Nun ist es freilich so. «laß jedem 
Gesetz trotz weitestgehender Auflockerung der Tatbestände und 
Strafrahmen und trotz aller Gen«‘ralklauseln eine gewisse Starr¬ 
heit innewohnt und «laß «ler Gedanke, «laß die Anwendung ir¬ 
gend eines Gesetzes im allgemeinen eine gerechte Beurteilung 
ermöglicht, seine Anwendung auch in den Fällen rechtfertigen 
kann, «lie nur noch um des Prinzips willen vom Tatbestand um¬ 
faßt werden. Sicherlich gebietet aber «las Interesse an einer mög¬ 
lichst gerechten Gesetzesanwcmlung. «lie Starrheit «ler Hegel in 
Gesetzgebung und Rechtsprechung soweit wie angängig zu lok- 
kern. Dies kommt auch in «ler neueren Rechtsprechung und in 
«ler gegenwärtigen Rechtserneuerung allenthalben zum Aus¬ 
druck und von dieser Seite aus ist auch «las Wesen der über¬ 
gesetzlichen Unrcchtsaiisschließungsgründe zu verstehen. Die 
Achtung vor dem Leben wird nun. soweit sie berechtigterweise 
unbedingt zu fordern ist. durch die Anerkennung «ler Euthanasie 
als einer berechtigten Handlung deshalb nicht vermindert, weil 
«ler weite und grundsätzliche l literschied zwischen «ler Euthana¬ 
sie iitid der gemeinen Tötung für jeden sichtbar ist. Die Gefahr 
«les Mißbrauchs aber ist schon deshalb gering, weil «lie Euthana¬ 
sie weitgehend für strafbar gehalten und aus diesem Grunde 
gegenwärtig wohl selten vorgenommen wird. Im übrigen ist sie 
«len Umständen nach auch nicht größer, als wie bei jeder au- 
«leren Gesetzesumgehung. Die Ausnahmen können also hier die 
Regel nicht entkräften. 

Endlich ist noch die Frage offen, ob nicht «las Leben des 
Kranken an sich, nämlich als Mittelpunkt persönlicher, recht¬ 
licher und wirtschaftlicher Beziehungen einen Wert für die Ge¬ 


meinschaft darstellen kann. Wenn man alle Möglichkeiten ab- 


01 Vgl. Kaßler DJZ. 1915 Sp. 203/204: vgl. auch Graf Glcispadi. Das 
kommende deutsche Strafrecht. Bes. Teil S. 375/76. 
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mim hl, wird m <1 n dies gelegentlich wohl einmal bejahen können. 
Im der Kegel wird allerdings die Tatsache, daß der Tod zivil-. 
im Im ■•.undere Vermögensrecht! iche Verschiebungen zur Folge hat, 
mim i lieblich sein. Letzten Endes findet hier bezüglich Vermögens- 
n i hlen mul Zahlungspflichten fast stets nur ein Personenwechsel 
lall ohne daß dem Volksvermögen etwas entzogen wird. Sei- 
lene Ausnahmen sind allerdings denkbar, etwa dann, wenn der 
kranke von einem ausländischen Staatsangehörigen beerbt wür¬ 
de nder. wenn er Einkünfte in ausländischer Währung bezöge. 
\ lieh sonst mag es in gewissen Fällen möglich sein, daß das Le¬ 
ben auch eines leistlingsunfähigen Kranken an sich noch nicht 
völlig wertlos geworden ist. 

Solche Möglichkeiten scheiden offenbar so gut wie immer 
«Iniin aus. wenn die Euthanasie einem Sterbenden gewährt wird. 
Andernfalls aber ist es ebenso wie in dem oben besprochenen 
I all hei dem eine beschränkte Leistungsfähigkeit des Kranken 
noch besteht, erforderlich eine Wertabwägmig vorziinohmen. 

Kci dieser Abwägung ist besonders zu beachten, daß dann. 
Wenn das Leben des Kranken keinerlei Wert mehr besitzt, dieser 
mm hl bloß auf den Nullpunkt gesunken, sondern in starkem 
Walle negativ geworden ist. Es ist an die hohen Krankheitskosten, 
an den Aufwand von Miiheu und Sorgen der Verwandten, au 
hygienische Gesichtspunkte und an anderes mehr zu denken. 
I in* besondere aber ist zu berücksichtigen, daß auch die Qualen 
und Schmerzen des Kranken vom Standpunkt der Allgemeinheit 
aus /ii werten sind. Die Sorge dieser um das Wohl des einzelnen 
\ olksgenosscn hat sieh auch darauf zu erstrecken, von Sch mer¬ 
zen gequälte Kranke von ihrer Pein zu befreien, wenn nötig 
durch die Euthanasie. So gesehen erhält der Wunsch des Kran¬ 
ken nach dem Tod den Charakter eines zu schützenden Gemein- 
chalIswcrtes. Diese Umstünde werden aber in den Fällen, in 
denen eine Abwägung erforderlich ist. oft die Gründe an Bedeu¬ 
tung iibertreffen, die gegen die Gewährung der Euthanasie 
sprechen. 

Wenn nun das Leben des Kranken wertlos geworden ist. so 
ist die Euthanasie nach dem Grundsatz des mangelnden Wertes 
nicht rechtswidrig. Sie enthält deshalb auch keine Norm Über¬ 
tretung und keine Pflichtverletzung, ist also schon nach gellen¬ 
dem Recht nicht strafbar. Zum selben Ergebnis kommt man dam», 
wenn eine erforderliche Abwägung ergibt, daß durch die Eutha¬ 
nasie Interessen gewahrt werden, die andere noch vorhandene 
an Bedeutung übertreffen. Die Euthanasie ist dann nach dein 


va Vom Standpunkt dos Kranken aus sagt Jost (aaO. S. 26). dal? auch 
iieser etwas zu verlieren habe. ..nämlich «len schmerzlosen Tod". 



Grundsatz des überwiegenden Wertes nicht rechtswidrig, nicht 
pflichtwidrig und nicht strafbar. Rechtswidrig und strafbar 
bleibt sie nur dann, wenn die Gemcinschaftsbclnnge so erheblich 
sind, da(l vom Leidenden verlangt werden muß. den natürlichen 
l'od abzuwarten. 

Aus all dein ergibt sich aber, daß die oben wiedergegebenen 
Ausführungen Graf Glcispachs. daß die schwere Strafe für die 
Tötung ihren Grund in dem Angriff auf jedes Glied der Volks¬ 
gemeinschaft habe, dahin eine Einschränkung erfahren müssen, 
daß die Berechtigung einer solchen Strafe, wie überhaupt jeder 
Strafe dann entfallt, wenn die Tötung Gemeinschaftswerte weder 
verletzen kann noch soll. 

Es wurde oben erwähnt, daß Merkmale der Euthanasie im 
Gegensatz /.u der weitergreifenden Vernichtung lebensunwerten 
Lebens das Mitleid mit dein Kranken und die Erlösung desselben 
von seinen Schmerzen seien. Dies ist insoweit richtig, als der 
Kranke allgemein Mitleid verdient und als ihm solches vom Tii- 
ter mich regelmäßig entgegengebrftcht wird. Unbedingt erforder¬ 
lich ist aber das letztere nicht. Das Mitleid begründet keinen 
Unreehtsansschließungsgrund. Eine rechtswidrige Tötung kann 
nicht dadurch rechtmäßig werden, daß der Täter aus Mitleid 
handelte. Das Gefühl des Mitleids begründet in diesm Fall mir 
ein ..sozial-ethisches", und zwar positives Bewertimgsurteil " ,n . 
dem auf der objektiven Seite die Schmerzen des Kranken - 
Faktor hei der unrcchtsermittelnden Wertabwägung — ent¬ 
sprechen mul «Ins scluildmiudernd zu berücksichtigen ist. Umge¬ 
kehrt wird die rechtmäßige Euthanasie durch Gefühle und Be¬ 
weggründe des Täters nicht rechtswidrig. Es ist deshalb auch 
nicht erforderlich, daß der Täter, wie im Falle des § 21(> StGB., 
durch die Einwilligung oder das Verlangen zur Tötung bestimmt 
worden ist. Ist die Euthanasie rechtmäßig und weiß der Täfer 
dies, dann weiß er damit auch, daß sie für den Kranken eine Er¬ 
lösung bedeutet. In welchem Grad dieses Wissen sein Gefühl be¬ 
wegt. kann für die Frage der Recht- oder Unrochtmüßigkoif 
nicht erheblich sein. Nimmt aber der Täter irrtümlich an. die 
Voraussetzungen für die Rechtmäßigkeit der Euthanasie liegen 
nicht vor. so begeht er eine versuchte Tötung - §§ 211. 212 oder 

21(j StGB. am untauglichen Objekt, wobei sich dann der Grad 
der Schuld als Bewertimgsnrtcil auch nach den Beweggründen 
des Liters richten kann. 

Fs kann sich mm allerdings bei der Anwendung der Grund¬ 


sätze 

Fälle 


des 

der 


mangelnden 

Euthanasie 


und des überwiegenden Wertes auf die 
um keine eigentliche Lückenausfüllung 



handeln Zweifellos wurde die Euthanasie hei der Schaffung des 
'>((iI 1 ,'h als strafbar angesehen. Nach den Motiven zum Entwurf 
III zu einem StGB, fiir den Norddeutschen Bund soll ..das un¬ 
bestrittene Sittengesetz, daß das Leben ein nicht veräußerliche* 
Gut ist, bei Tötung auf Verlangen" — worunter auch der Fall 
der Euthanasie verstanden wurde — ..weder Straflosigkeit noch 
eine niedrig bemessene Strafe” xulassen. Grundlage fiir die Be¬ 
wertung einer Handlung ist nun die Sittenordnung des deutschen 


Volkes.'" 1 Diese verbietet aber eine Handlung nur dann, wenn 

• e gemeinschaftswidrig ist. Da solches auf die Euthanasie nicht 
»trifft, verstößt diese auch nicht gegen eine auf jener Ordnung 

beruhenden Norm. Daß aber die alten Gesetze auf Grund der 
heutigen Beehtsaiiffassung auszulcgen sind, ist nicht zu bestrei¬ 
ten, wurde doch schon seit langem eine rein historische Aus¬ 
legung. ein bloßes Abstellen auf den ..Willen des Gesetzgebers" 
weithin abgelchnt. 

Ul die Euthanasie nicht rechtswidrig, so muß ihre Vornahme 
grundsätzlich jedermann gestattet sein. Allerdings wird die Fest • 
I« llnng der Heil- oder Unheilbarkeit oft nur dem Arzt möglich 

• ui Gelegentlich geäußerte Bedenken, daß auch dieser eine 
u Iu re Feststellung nicht treffen könne, sind überholt. Nach 

I !'• n n "* v ist es ..der medizinischen Wissenschaft jetzt zweifellos 
möglich, in einer großen Zahl der fiir die Sterbehilfe in Frage 
kommenden Fälle die Diagnose mit völliger Sicherheit von htm- 
d"H Prozent zu stellen, sodaß jeder Irrtum ausgeschlossen ist“. 1 ** 
Gri'ii/fülle und Irrfiimer trotz objektiver Möglichkeit einer 
••irliercn Feststellung sind natürlich immer denkbar. Die* rccht- 
nmllige Euthanasie kann aber auch um dieser Ausnahmen willen 
nicht rechtswidrig werden. 

Schwieriger als die Eeststclluug der Unheilbar-keil kann u. U. 
dir sonstige Prüfung des imiugcliidcn und besonders die des 
überwiegenden Wertes sein, da der Täter mitunter nicht alle* 
wert bedingenden Umstände übersehen wird. Nahm der Täter 
irrtümlich au. das Leben des Kranken sei wertlos geworden, so 
Mc ibt die Euthanasie rechtmäßig, wenn sie sich noch nach dem 
* »rundsatz des überwiegenden Werte« rechtfertigen läßt. Ist aber 
dir Euthanasie rechtswidrig, so genügt zum Ausschluß der 
Schuld, daß der Täter der Überzeugung war. die die Recht- 
miißigkeit der Euthanasie begründenden Tatsachen liegen vor 


101 Vgl. Kreisler. Das neue Strafrecht S. 40. Das kommende deutsche 
Strafrecht. Allg. Teil S. 4", ff. 

102 aaO. S. 274. 

10:1 Ders. Meinung auch Iloclu* (aaO. S. hl): ..Es kann dies nur eines 
l.meii Sorge sein. Kür den Arzt besteht nicht der geringste Zweifel, daß 
diese Auswahl mit hundertprozentiger Sicherheit zu treffen ist.“ 


— 26 


und daß er auch dieser Überzeugung sein durfte. Dies ist dann 
der Pall, wenn der Täter innerhalb der ihm durch die Verhält¬ 
nisse des einzelnen Palls gezogenen Grenzen alle Möglichkeiten 
für eine sichere Feststellung sorgfältigst geprüft hat. Andern¬ 
falls hätte er sich wegen fahrlässiger Tötung strafbar gemacht . 104 
Insbesondere wäre dem later dann ein Schuldvorwurf zu ma¬ 
chen. wenn er es verabsäumt hätte, die Unheilbarkeit durch ei¬ 
nen Arzt feststellen zu lassen und weinig der Kranke entgegen 
der Überzeugung des Täters nicht unheilbar gewesen wäre. 
Hätte er sich aber über die rechtlichen Grenzen der erlaubten 
Kuthanasie geirrt, so läge ein nach der Rechtsprechung des RG. 
unerheblicher Rechtsirrtnm vor. Das künftige Recht wird zum 
Vorsatz allerdings allgemein das Bewußtsein des Täters Unrecht 
zu tun fordern und damit eine alte Streitfrage lösen. ,0fk Das Er¬ 
gebnis wird dann dasselbe sein, wie beim Tatsachenirrtum. 

Wenn nun ein Arzt für die Feststellung der Unheilbarkeil 
nicht erreichbar ist. so fragt es sich, ob auch dann zum Aus¬ 
schluß der Schuld die Überzeugung des Täters von der hundert¬ 
prozentigen I nhcilburkcit notwendig ist oder ob ein hoher Grad 
von Wahrscheinlichkeit genügt. Krsteros ist zu fordern. Der Ein¬ 
wand. daß dann die Euthanasie ohne Arzt nur in den wenigsten 
Fällen gewährt werden könne, wäre in diesem Umfang nicht 
berechtigt. Zunächst gibt es Krankheiten, insbesondere schwere 
Verwundungen, deren Tödlichkeit auch für den Nic.htarz! zu er¬ 
kennen sind: sodann wird es sich hier oft um Fälle handeln, bei 
denen äußere Umstände, deren richtige Beurteilung jedermann 
ohne ärztliche Kenntnisse möglich ist. die Unheilbarkeit be¬ 
dingen oder mitbedingen, z. B. bei einem Unglücksfall in abge¬ 
legenem Gebiet. Schließlich werden derartige Fälle im Vergleich 
zu denen der Euthanasie unter gewöhnlichen Verhältnissen 
schon an sich selten Vorkommen. Im übrigen aber müßte hier 
um des Grundsatzes willen die Gewährung der Euthanasie so 
lange verwehrt sein, als noch eine, wenn auch nur geringe Hoff¬ 
nung auf Heilung oder Rettung des Kranken bestünde. 

Ist die Euthanasie rechtmäßig, so kann sie wie gesagt jeder 
vornehmen, selbst wenn ein Arzt erreichbar ist. Da sie aber 
möglichst schmerzlos bewirkt werden soll, wird sie regelmäßig 
doch vom Arzt gewährt werden müssen. Bewirkt sie ein Laie auf 
eine nicht schmerzlose Art. obwohl einem Arzt die schmerzlose 
Bewirkung möglich und obwohl ein Arzt erreichbar gewesen 


101 |),. r Vorschlag Rindings (auO.). den Täter de lege ferenda schlecht¬ 
hin wegen fahrlässiger Tötung zu bestrafen, wäre deshalb verfehlt. Ge¬ 
gen Rinding auch Strassmann. Arztl. Sach verstand. Zeitung. 1921 S. S. 

105 Vgl. Gärtner. Das neue Strafrecht. S. 28; Mczger. ZStW. 1956 
S. 2/5: Beling. Unschuld. Schuld und Sclnddstufen. 
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"mm so k<iiiii der Täter, sofern die Einwilligung des Kranken 

• km nielil schmerzlose Tötung umfaßt, zwar trotzdem keine 
m i lilsw idrige Tötuiigslinndlung. u. U. aber eine vorsätzliche oder 
Inlli bissige Körperverletzung begehen."" Wünscht aber der 
hi unke einen schmerzlosen Tod. wird also die Einwilligung nur 
mit dem Vorbehalt gegeben, daß die Tötung auf diese Art vor- 
<< • in mm i ii eil wird, so macht sich der Tötende, wenn er sie vorsätz- 
Im h oder fahrlässig nicht schmerzlos bewirkt, einer vorsätzlichen 
In mv. fahrlässigen Tötung schuldig. Ist ein Arzt nicht erreichbar. 
mi i nlsrhridet wiederum allein die Art der Kinwilliguiig des 
Is ilinken, ob eine strafbare Handlung vorliegt oder nicht. Für 
mH. I m 11e ist zu sagen, daß dann, wenn der 'Tötende die Grenzen 
di i I mwilliguiig vorsätzlich überschreitet, wenn er also z. B. 

• 11 n in Kranken, der eine nicht völlig schmerzlose Tötung in 
h 111 • I genommen hat. weil er sie gerade vom Täter bewirkt ha¬ 
bt ii wollte, auf grausame Weise tötet, von Euthanasie nicht mehr 
in".pioeheii werden kann. 

Nach der Einwilligung richtet sich auch die Beantwortung 
de• I rage. wer die* Euthanasie vornehmen kann. Will sic« der 
I aö i nur von einer bestimmten Person, so erstreckt sich die Ein¬ 
willigung nur auf die Vornahme durch diese. Bewirkt dann die 
I nlhaimsie ein anderer, so begeht er eine rechtswidrige Tötung. 
Ul tdier dem Kranken die* Person des Tötenden gleichgültig, so 
Im| die Vornahme jedem gestattet. 

Zur Einwilligung im besonderen wurde schon ausgeführt, daß 
«li weniger erfordert, als ein Verlangen im Sinn von § 21h 
SlGB. ,,,T Es ist nun kein Grund dafür einzusehen, hei der 
I nlhaimsie nicht schon die Einwilligung genügen zu lassen. " B 
|)er Kranke will auch in diesem Fall die Euthanasie. Ortmauu 
bring! folgenden Fall: 100 

..\ wird von einem tödlich verwundeten aul dem Schlacht- 
h hl liegenden und von den gräßlichsten Schmerzen gepeinigten 
Soldaten inständigst um den Todesstoß gebeten. Er läßt sich 
durch diese Bitte zur Tötung des Soldaten, bestimmen." Nun 
nimmt Ortmann folgende kleine Acndcruiig vor: 

..X Fragt den Soldaten, durch dessen mitleiderrcgende Klage 
la wogen. oh er ihn vollends töten solle. X wird nun durch das 


Vgl. § 226 a StGB. 

'" 7 Vgl. o. S. 6/7: ebenso Pcickmann aaO. S. 192 Anin. I u mit l.il.Ang.: 
a M. Ortmann. Goltd. Ardi. Bd. 25. S. 117. 

" ,H Es ist nicht richtig, wenn Pclckuiunn aacli bei der Euthanasie 
V erlangen fordert und sich hierfür auf § 216 StGB, beruft, da auch 
IVIcktnunn schon nach geltendem Recht die Euthanasie mangels Rechts¬ 
widrigkeit fiir straflos hält. 

100 naO. (zur Bcexündumr seiner Ansicht, vsrl. «. Amu. 107). 
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einfache ..ja", welches er zur Antwort erhält, zur Tötung des 
Soldaten bestimmt." 

Die Ansicht Ortnumns. daß sich hieraus ergebe, daß die Tö¬ 
tung mit bloßer Einwilligung unter $ 2l(> StGB, falle, dürfte 
zwar nicht richtig sein: das Beispiel zeigt aber, daß es nicht ge¬ 
rechtfertigt wäre, bei der Euthanasie nach geltendem Recht ein 
Verlangen des Kranken i. S. v. S 216 StGB, zu fordern. Hierzu 
wird er oft schon seines Zustandes wegen nicht mehr fähig sein. 
Selbstverständlich aber muß ein ernster und mangelfreier Wille 
eines überhaupt Willensfähigen, ein Vollwillc. vorliegen. Im ein¬ 
zelnen ist die Einwilligung bei der Euthanasie von der sonst im 
Strafrecht erheblichen Einwilligung nicht verschieden. Die 
Rechtsnatur der Einwilligung ist nun nicht etwa, wie die Zitel- 
mannsche Rechtsgeschäfts!heorio meint, ein privates Rechtsge¬ 
schäft nach $?? IH2ff. BGB., sondern «‘in strafrechtlicher Recht- 
Fertigungsgrund. "" Die Frage, wer einwilligen kann, beantwor¬ 
tet sich weder nach den Bestimmungen über die zivilrechtliche 
Geschäftsfähigkeit, noch nach denen über die strafrechtliche 
Handlungsfähigkeit: entscheidend ist vielmehr, ob der Einwil¬ 
ligende die nötige l'nnsieht in die Tragweite der Einwilligung 
hat. 111 Eine Stellvertretung ist. weil ..mit dem persönlichen 
C harakter des strafrechtlich geschützten Interesses unverein¬ 
bar" nicht möglich. 1,7 Die Einwilligung muß ferner im Augen¬ 
blick der Tat vorliegen, kann also, wenn schon vorher gegeben, 
jederzeit wieder zuriiekgenommen werden. Endlich wirkt sie ob¬ 
jektiv ohne Rücksicht darauf, ob der Tater sie kannte und unab¬ 
hängig davon, ob sie zum Ausdruck kam. 1,3 Die Strafbarkeit des 
untauglichen Versuchs steht dem nicht entgegen. Hat der Täter 
irrtümlich angenommen, die Einwilligung des Kranken liege 
nicht vor. so verletzt er zwar nicht den als Gemeinschaftswert 
geschützten Lebenswillen des Kranken, das materielle Unrecht 
ist dann aber in den früher angeführten Umständen zu erblicken. 


Wenn nun der Kranke eine rechtserhebliche Einwilligung 


nicht erteilen kann, sei es weil er bewußtlos ist. sei es weil er 
aus irgendeinem Grunde die erforderliche Einsicht in die ’l rag- 
weite der Einwilligung nicht besitzt, so erhebt sich die Frage, 
ob man ihn leiden lassen soll oder ob nicht ein Weg gefunden 


1,0 Vgl. Mezgor. Lehrh. S. 208; RG. 41. 393; Frank III vor § 3! 
behält die Rcchtsgescliäftsthoorie nur insoweit noch bei. als das ..ver¬ 
letzte oder gefährdete Interesse {Rechtsgut) Gegenstand des privatrecht- 
liclicn Verkehrs ist". 

1,1 So Mezgor aaO. S. 210/11; Liszt-Schmidt. Lehrh. 1932 S. 218 ; 
Reicher aaÖ. S. 94/33: Frank III vor § 5t. 

So Mezgor aaO. S. 211. 

1,3 So Mezire.r aaO. S. 209: Liszt-Schmidt aaO. S. 218. 
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"•'•den kann. der dir Einwilligung ersetzt. Das Mitgefühl ge¬ 
hn lei lel/leies zu versuchen. Es erscheint nicht gerechtfertigt. 
' l'vii kleine Kinder oder (leisleskranke ihr geringes Alter oder 
du eil geistigen /iisliuid durch Versagung der Euthanasie ent- 
10 llen zu hissen. In den Eällen. in denen der Kranke infolge 
1 -nier Krankheit auller Stande ist. eine rechtserhehliche Einwil- 
lil'ung ah/.ugehen. wir<l mitunter der Einwand gemacht, der 
K ranke sei ja bewußtlos und fühle deshalb gar keine Schmerzen 
na In. Dies ist aber durchaus nicht immer so. Das Bewußtsein 
ih kranken braucht hier nicht völlig ausgeschlossen zu sein. 
I ih! wohl möglich, daß der Kranke unter qualvollen Schmerzen 
lenlel und vielleicht gerade dieser Schmerzen wegen nicht fähig 
i l eine rechtserhehliche Einwilligung zu erteilen. ,n Es ist aber 
um h denkbar, daß das Bewußtsein des Kranken vorübergehend, 
vielleicht auf längere Zeit geschwunden ist. und der Kranke 
wahrend der Dauer dieses Zustands gelegentlich, sei es auch nur 
in I'leherphantnsien. unter nicht weniger qualvollen Schmerzen 
h idet. als wenn er sich bei vollem Bewußtsein befinden würde. 
Wenn aber der Kranke das Bewußtsein völlig und umlauernd 
'• ihnen Imt. so ist es ferner möglich, daß er später zu beson- 

• li i > starken Schmerzen erwachen würde, vor denen er durch 
iln Gewährung der Euthanasie bewahrt worden wäre. 

Ime Rechtfertigung der Euthanasie aus Geschäftsführung 
nline Auftrag ist hier allerdings ebenso im möglich, wie die Auf- 
ln img der Einwilligung als einer zivilrechtlichen Willenserklii• 

• mir Mitunter wird die Einwilligung durch den Gedanken 

• h i ..mutmaßlichen Einwilligung" zu ersetzen versucht. Es ist 
"bei nicht ersichtlich, wodurch die subjektive Annahme des 
late rs. der Betroffene willige ein. die Rechtswidrigkeil iiis- 
• hließen soll."“ Vle/ger versteht unter nnitmaßlicher Einwilli¬ 
gung ein objektives VVahrseheinliehkeitsiirteil dahin, daß dei 
llclmlfcnc. wenn er volle Kenntnis von der Sachlage gehabt 
halte, von seinem persönlichen Standpunkt aus eingewilligt 
halle. 1,7 Jedes Wahrseheinlichkeitsuitcil würde aber in den 

l allen, in denen der Kranke nicht die nötige Einsicht in die 
I nigweite einer Einwilligimgserklnning hat. versagen. Auch cr- 
«'heint der im folgenden vertretene Grundsatz des wahren 
Wohls praktisch insofern verwertbarer, als eine Entscheidung 


Vgl. Wiliitzki, Das Recht. 1901 S. 458. An in. 2: . mul wie 

•«eilen wird hei fiirditcrliclicn Todes kämpfen der Sterbende noch die 
k>»rt "ad Besinnung haben, den Arzt um diesen letzten Dienst zu 
bitten". 

,,Ä Vgl. im einzelnen Megler ZStW. 1915. Aum. 6t. 

Vgl. I legier aaO. Anm. 61. 

117 aaO. S. 219 ff.: vgl. auch Der Gcrichfssnal Bd. 89 S. 288 ff 
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auf Grund vernünftiger Überlegung besser getroffen werden 
kann, als auf Grund der vermutlichen persönlichen Willens¬ 
richtung des Kranken, die oft entweder gar nicht oder doch nicht 
mit Wahrscheinlichkeit erkennbar sein kann. Reicher und Pelok- 
maiin 1,8 fassen den Gedanken der mutmaßlichen Einwilligung 
auch objektiv auf: sie sprechen von einer ..Präsumption des 
Todcsverlangcns". Eine solch allgemeine Präsumption wird aber, 
wenn auch Peichcr und Pelckmann den entgegenstehenden Wil¬ 
len des Kranken als Grenze ansehen. den vielfältigen Umstunden 
der einzelnen Kölle nicht gerecht. 

Die Euthanasie midi sich hier vielmehr als eine Handlung 
darstellen, die im eigenen wohlverstandenen Interesse des Kran¬ 
ken vorgenommen wird. Darin liegt ihre Rechtfertigung, und 
zwar selbst dann, wenn der Kranke wider Erwarten des Täters 
seine Einwilligung nicht gegeben hätte. Die rechtfertigende Kraft 
des Prinzips ergibt sich in diesem Kall aus seiner regelmäßigen 
Brauchbarkeit. Die Bemessung des wahren Wohls hat sich immer 
nach den jeweiligen Verhältnissen zu richten. Ein der Euthanasie 
entgegenstehender Wille des Kranken wird, soweit er erkennbar 
ist. in jedem Kall deren berechtigte Vornahme verhindern, und 
zwar wird jeder Wille*, auch der eines fast Unzurechnungs¬ 
fähigen zu beachten sein. Die Beachtlichkeit ist also hier wesent¬ 
lich weiter zu fassen, als bei der Einwilligung. Ist aber ein der¬ 
artiger Wille nicht erkennbar, so wird zunächst stets Ausgangs¬ 
punkt und wichtigster Umstand, der für die Euthanasie spricht, 
der Gedanke der Erlösung des Kranken von seinen Schmerzen 
sein. Daraus ergibt sich auch die Bedeutung des Grades der 
Schmerzen: je größer diese sind, desto mehr werden sie die Ge¬ 
währung berechtigt erscheinen lassen. Kerner spricht fiir diese 
der Gedanke, daß dem Kranken die letzte Todesangst durch den 
Verzicht auf seine Einwilligung erspart bleibt, in den Källen 
von tödlichen Verwundungen u. a. uueh die besonders gelagerten 
Verhältnisse, insbesondere die nicht oder nicht nur auf der 
Krankheit oder \ erwundiing beruhenden Kolgcn einer Unter¬ 
lassung. Im Gegensatz hierzu sind aber auch die persönlichen 
Verhältnisse des Kranken, die Möglichkeit oder Wahrscheinlich¬ 
keit. daß der Kranke nach \\ icdcrcrlaiigung des Bewußtseins 
noch eine Anordnung z. B. eine letztwillige Verfügung treffen 
könnte und andere Umstünde, zu beachten. Notwendig ist also 
stets, vom Standpunkt des Kranken aus eine Abwägung der für 
und wider die Euthanasie sprechenden Gründe vorzunehmen. 

Verhältnismäßig einfach wird die Bemessung in den Fällen 
sein, in denen der Kranke voraussichtlich sowieso nicht mehr 


1,8 Reicher aaO. S. >6 ff.; Pelckmann aaO. S. 195. 
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/•im vollrn Bewußtsein oder doch nur noch zum Todcskampf 
i iwaclicii würde, liier wird die Anuuhine fast stets zutreffen, 
«lull die l'.ulliumisie zum eigenen und wahren Wohl des Kranken 
•’i'lolgl. Bei «len Kranken, die überhaupt nicht die Fähigkeit zur 
Abgabe «Miier rechtserheblichen Einwilligung haben, ersetzt der 
( MMlauke des wahren Wohl die Fehlende Einwilligung vollstän¬ 
dig. Mau wird deshalb auch hier sehr häufig die Zulässigkeit der 
I iilhanasie bejahen können. Für alle andern Fälle ist es aber 
iinmöglieh. eine allgemeine Regel zu geben. Oft wird hier be¬ 
sonders «li«* Möglichkeit, «lall «ler Kranke noch letzte Anordnun¬ 
gen treffen könnte, «ler Gewährung der Euthanasie entgegen- 
Meilen. Ebensogut aber können etwu besonders furchtbare 
Schmerzen während der Bewußtlosigkeit oder nach VVieder- 
erlimgimg derselben jene Möglichkeit an Bedeutung überwiegen. 

Eine Schranke aber ist bei fehlender Einwilligung vorhanden, 
nämlich der entgegenstehende Wille des gesetzlichen Vertreters 
des Kranken oder falls der Kranke keinen gesetzlichen Ver- 
In'ler hat naher Angehöriger M \ sofern er ausdrücklich er¬ 
klärt und nicht sittenwidrig ist. Ls wäre eine Überspannung des 
tiedaukens der objektivem Bemessung, einen solchen Willen stets 
ho unerheblich zu erklären.Das bedeutet keine Stellvertre¬ 
tung im Willen des Kranken. Die Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters und der Angehörigen ist immer unerheblich. Es muH 
tmi ihr cntgegcnstchendcr Wille insoweit beachtlich sein, als er 
mehl den guten Sitten widerspricht. Nicht notwendig ist aber. 
• lull der gesetzliche Vertreter oder die Angehörigen ihren Wil¬ 
li n m der einen oder anderen Richtung ausgesprochen haben. 
VI« 'Huch sind si«* ja überhaupt nicht erreichbar. Hier gilt viel¬ 
mehr eine allgemeine Vermutung «lafiir. «lall sie sich der Eutha- 
im ie nicht widersetzen würden, «leim in der Regel wird auch 
"dci gerade ein naher Verwandter des Kranken nicht verlangen, 
ilnll dieser zwecklos schwer leidet. 

B. Die selbstbewirkte Euthanasie und die 
Teilnahme an ihr. 

Der Selbstmordversuch soll, wie im geltenden, so auch im 
kündigen Strafrecht straflos bleiben . 1,1 Grundsätzlich wird die 
Selbstlötung allerdings als Feigheit und Pflichtverletzung ver- 

" u I. S. d. § 52 Abs. 2 StGB. 

,VÜ Dir Rechtswidrigkeit wäre hier in «ler Verletzung des ..Affektions- 
" «'••«' s zu erblicken (vgl. Frank § »2 Anm. IV in anderem Zusainmcn- 
InmgJ. Vgl. auch 162 “. I“95 BGB. 

m f'her die Gründe «lei Straflosigkeit im geltenden Recht vgl. All- 
Iei«I iiiiO. S. 142. 
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wörfen. ,M 

123 


Wenn sie früher 


ebenfalls als unsittlich beurteilt 
wurde 133 , so fußte man dabei auf anderen Grundlagen. Der Un¬ 
terschied erhellt /.. B. aus den Ausführungen Ilepps . 134 Kr be¬ 
zeichnet zwar den Selbstmord als moralische Schändlichkeit, als 
eines der größten und abscheulichsten Verbrechen aber nicht 


wegen eines 


Verstoßes gegen Staat oder Volk, denn der Mensch 


sei nicht verpflichtet, beständig im Staat zu bleiben. Der Staat 
habe keinen weiteren Anspruch gegen ihn. als daß er sich den 


Gesetzen gemäß betrüge. 


P ' lllitll l/V I I 

Vom Standpunkt des normalen Menschen und .ui normalen 
Verhältnissen gemessen ist gegen den Grundsatz Graf Glcispachs 
nichts einzuwenden. Die zahlreichen auf individualistischer Welt- 
unsehauung fußenden Rechtfertigungsversuche der Selbst¬ 
tötung 137 sind überholt. Krug lieh aber ist. inwieweit der Grund¬ 
satz praktisch auf die einzelnen Kalle von Selbsttötung Anwen¬ 
dung finden kann. Wie* bei kaum einer andern Handlung ist es 
liier erforderlich, auf die Psyche des Taters einzugehen und von 
dieser aus eine Bewertung vorznnehmen. Di«- psychiatrischen 
Untersuchungen über die l rsachcn der Selbsttütung haben ja 
ergeben, wie zahlreich der Anteil der Geistesgestörten unter 
denen ist. die sich selbst das Lolx-ti nehmen. Abgesehen hier¬ 
von können auch äußert* Verhältnisse die Selbsttütung nicht ver¬ 
werflich erscheinen lassen. Dies über ist nach den oben entwik- 
kcltcn Grundsätzen bei der Euthanasie der Fall. 

Die Teilnuhmchuudlung eines andern an der sclbstbcwirktcn 
Euthanasie ist in jedem l all straflos. Anstiftung und ßcihilfc 
wären dies schon mangels Akzessorietät. ,3B Auf di«- Kruge der 
Akzessorietät braucht aber nicht cingcgaugcn zu werden, ins- 
hesondere ist es nicht erforderlich. Täterschaft und Beihilfe nb- 


132 Vgl. o. An in. 9t). 

183 Vgl. hierzu J«mh«\ llniull». I S. 9<> und 108. IMS. "I ff.; Ileni) 
\ ersuche S. I‘>4 ff.: Lion. Goltd. Areli. VI S. 4>8 ff, 

134 ua(). S. 1%. 194. 195: ähnl. Jiircke aa().: Lion aaO. S. 462. 

IM Gegen Keiierbach. der die Selbsitötung für eine Rechtsverletzung 
erklärt, weil, wer in den Staat eintrete, diesem seine Kräfte verpflichte, 
(vgl. Fcitcrhacli. Lelirh. S. 404). 

I3B Ähnlich Berner. Lelirh. S. 95. auch llälschner. I)ns gern. «It. Strnfr. 
Del. I S. 469 meint: „unmöglich kann von einer rechtlichen Pflicht des 
Menschen zu leben die Rede sein", obwohl er (S. 468) das Leben als un¬ 
veräußerliches Recht ansieht und «len Selbstmord als unsittlich bewertet. 
Kbenso Lion aaO.: Ortmann aaO. S. 108. 

127 Vgl. hierzu Binding aaO. S. 5 ff.; Rupp aaO. S. 8 ff.; Khcnnuver- 
L.-R.. Komm. Einl. A III 12. 

,2H Vgl. hierüber z. B. Gau pp. Cher den Selbstmord, insbes. S. 22 ff.: 
bemerkenswert, daß dies schon Hcffter. Lehrb. 1846 S. 195. 19" unter Be¬ 
rufung auf Osiander. Uber «len Selbstmord. 1815 betont. 

Vgl. Krank II vor § 211: Guderian. Die Beihilfe zum Selbstmord. 



/ug 1 rn/.'ii 1 weil oben nach dem seither Dar ge legten schon die 
(Mil Tliilersohafl bei der rechtmäßigen Euthanasie nicht strafbar 
i**l. eine Abgrenzung also bedeutungslos wäre. Im kommenden 
'•«l 1 4iI recht würde sieli hieran nichts ändern. 1:11 Voraussetzung 
Im eine selbständige Bestrafung der Anstiftung oder Beihilfe 
bleibt, daß überhaupt zu einer mit Strafe bedrohten Haupttat 
äugestiflet oder geholfen worden ist. wobei es dann unerheblich 
ist. ob die Anstiftung oder die Beihilfe Erfolg hatte. Die Haupt- 
liiI würde aber bei der selbstbewirkten Euthanasie fehlen. Der 
Entwurf enthält zwar einen Soudcrtat bestand über die Verlei¬ 
tung zur Selbsttötung. Die Bestimmung könnte aber auf den. 
der einen Schwerkranken, bei dem die Voraussetzungen für eine 
mm hlmiißige Bewirkung der Euthanasie gegeben sind, zur Selbst- 
löluiig veranlaßte. schon deshalb keine Anwendung finden, weil 
die Sclbsttötung in diesem Fall nicht gemcinschuflswidrig wäre 
und ihre Strafbarkeit de lege ferenda schon aus diesem Grunde 
mul nicht nur praktischer Gesichtspunkte wegen entfallen müßte. 
Nach «lern Entwurf kann übrigens der Richter im Kalle der Ver¬ 
leitung zur Selbstlütung von Strafe nbsehen. wenn der Täter aus 
mehl unehrenhaften Beweggründen handelte. Es scheint hier 
/.miinhst. als ob die Beweggründe des Täters, also subjektive 
Momente, einen Unrcchtsausschließmigsgrund bildeten. Graf 
< deispaeh verweist aber in der Begründung auf den Kall des 
Lmdesvcrrätcrisehen Oberst Redl, lotet sich nun »‘in Landes- 
'errater selbst, so vernichtet er keine Schatzwerte. Der um- 
tmielle Hintergrund für die Straflosigkeit ist deshalb aueli hier 
mirrchtsaussehließend der Mangel objektiver Rechtswidrigkeit, 
wenn «‘r auch in eine subjektive Konti gekleidet ist. 


IV. Die Stellungnahme im Schrifttum zum 
geltenden und künftigen Recht. 

Ausgangspunkt. Darstellmtgswei.se und Ergebnis der Abhand¬ 
lungen über die Euthanasie sind so verschieden, daß es der Klar- 
"lellting der Gegensätze dienlich erseheint. einige grundsätzlich 
bedeutsame Auffassungen gesondert darziistellen. Die Meinungen 
•uileii sich natürlicherweise in zwei Gruppen: die eine bejaht, 
die andere verneint die Strafbarkeit nach geltendem Recht. Die 

• .io über Teilnalimctlicorien und «las Verhältnis von Täterschaft und 
Beihilfe im kommenden Strafrecht vgl. v. Doltiinnvi. Das kommende dt. 
Strafrecht. Allg. Teil S. 97 ff.. 102 ff. 

I,M Ober die Akzessorietät im komm. Strafrecht, vgl. v. Dolmanvi 
m(). S. 97 ff.. 104 ff.. 114 ff. 

1:13 Vgl. Graf Gleispach aaO. S. 377/78. 

,j: ‘ Vgl. Graf Gleispach anO. S. 387. 

(iemeintlrr i 
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Vertreter der ersten Gruppe scheiden sicli wieder in solche, die 
Bestrafung auch nach zukünftigem Beeilt fordern und in solche, 
die die gesetzliche Freigabe der Euthanasie befürworten. Die 
Vertreter der zweiten Gruppe verneinen die Strafbarkeil 
meist wegen mangelnder Rechtswidrigkeit — teils nur in engen 
Grenzen, wobei die Stellungnahme de lege ferenda wiederum 
verschieden sein kann, teils unbeschränkt. 

Gerkan. ein schwer lungenleidender, seit Jahren an das 
Krankenbett gefesselter Mann fordert de lege ferenda die Frei¬ 
gabe der Kuthanasie durch eine Gerichtsbehörde. 1 ' - * Gerkan 
fand zunächst nur in engeren Kreisen später aber auch in den 
Fachzeitschriften Widerhall. Hier haben die Ausführungen Knil¬ 
lers 1,0 besondere Beachtung gefunden. Kniller hält die Futha- 
nasie nach geltendem Recht lediglich für einen Unterfall des 
S 216 StGB. Die Finwillignng sei nicht im Stande, die Rechls- 
widrigkeit auszuschließen, denn das allgemeine menschliche, so¬ 
ziale und staatliche Gebot der Achtung und Frhaltung des Le¬ 
bens der Mitmenschen sei ungleich wichtiger und wertvoller, 
als die private Rücksichtnahme auf das erloschene Lebens inte resse 
des einzelnen. Der Wille der Gesellschaft, das Leben ihrer Mit¬ 
glieder zu erhalten, widerstreite dem Verlangen des einzelnen 
auf Untergang als einer unsozialen Forderung. Jede Tötung auf 
Verlangen sei deshalb rechtswidrig. De lege ferenda aber wider¬ 
spreche die Befugnis, einen Menschen zu töten, wenn auch noch 
so schmerzlos und aus tiefstem Mitleid heraus, so sehr dem 
Rechtsempfinden des Menschen, daß der Gesetzgeber ein solches 
Recht keinem Menschen zusprechen dürfe. 


“ w unO. S. 169 ff, mit Gesetzes verschlag. Fr spricht: „Ihr Rüstigen 
mul Starken, die ihr Gesetz und Sitte formt, warum verurteilt ihr uns 
zu so trostlosem, zwecklosem, überflüssigem Leiden? Warum laßt ihr uns 
nicht schon heute sanft sterben, sondern fordert, «laß wir den langen 
Marterweg durchwandern, «losen sicheres Kndziel ja doch derselbe To«l 
ist. «len ihr lins heule versagt.“ 

1!W Das monistische Jahrh. Jahrg. 2. I. III.B. Börner S. 249 ff.: 
Heule S. 309 fr.: Ostwald S. 169. 33? Tf.; Bozi S. 576 ff. 2. I-IIBd.; Braune 
S. 871 IT.: Wolfsdorf S. 303 ff. Ostwald. W olfsdorr und Ileide treten 
für die Vorschläge Gerknns ein und wenden sich gegen die Bedenken, 
«lic Börner gegen Gerkan verbringt, nämlich praktisch« 1 Undurchführbar* 
keit und Notwendigkeit der Krzielmng «les Menschen zum Heroismus. 
Schwierigkeiten entstünden hei jeder gesetzgeberischen Arbeit (Ostwnld 
S. 338). Heroismus aber ohne Sinn und Ziel gehe es nicht. Bozi glaubt. 
<1 i« 1 straflose Beihilfe zur Selbsttötung biete schon einen genügenden Aus¬ 
weg. was jedoch in Wirklichkeit oft nicht zutrifft. Grundsätzlich tritt 
er einer gesetzlichen Freigabe allerdings nicht entgegen. 

DJ/. 1915 Sp. 203/204. 

1:17 Ob Kaßler «lic Einwilligung dem Verlangen gleichsetzt, wird 
nicht klar. 
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Mit diesen Ausführungen wendet sich Kaßler zutreffend ge¬ 
gen die gewöhnliche Tötung auf Verlangen, dem Fall der Eutha¬ 
nasie aber wird er nicht gerecht. Ein starres Gebot, jedes Men¬ 
schenleben zu erhalten, gibt es nicht. Ohne seine materielle 
Grundlage wäre es rein formal. Diese aber ist bei der Euthanasie 
nicht oder nicht mehr gegeben. Die Einwilligung allein wäre 
freilich nicht entscheidend. Im übrigen wäre nach Kahler jede 
Form der Euthanasie, die nicht unter § 216 StGB, fällt. Mord 
oder Totschlag. Auch Kahler muh die L nbilligkeit einer der¬ 
artigen Entscheidung anerkennen, da er es begrübt, daß die da¬ 
malige Strafrechtskommission (191') zu § 2 1 3 des VE. von 1909 
- unter Aufgabe der Miudeststrafe \on 6 Monaten — Gefängnis 
oder Einschließung (custodia honesta) bis zu 5 Jahren vorge¬ 
schlagen. mithin das Mindestmaß der Strafe* auf einen l ag herab¬ 
gesetzt hat. 

Außer seinen grundsätzlichen Erwägungen hat Kahler noch 
einige andere Bedenken gegen eine gesetzliche Freigabe, die er 
aber selbst als untergeordnet bezeichnet, nämlich: zivilrechtliche 
Folgen. Gefahr des Mißbrauchs und praktische l ndurclifUhr- 
barkeit. l, ' H 

I.1M 


Elster "" hält die Euthanasie nach geltendem Recht zwar 
allgemein auch fiir strafbar, tritt aber de lege ferenda für die 


Schaffung eines Gnrcchtsuusschlicßungsgruiidcs ein. Gegen die 
Auffassung Kühlers wendet er sich mit folgenden Worten; 
..über all diesen Rechtsdisziplincn steht ein gemeinsamer höherer 
Satz: Das Leben weicht höheren Rücksichten! . . . Ähnlich wie 
Notwehr positivrechtlich der Tötung die Mordqnnlitäl nimmt, 
könnten dies auch andere Umstände tun. sobald der Gesetzgeber 
Grund hat. dies zu dekretieren." Den Grund hierfür sieht Elster 
nicht nur im ..verlorenen Privatinteresse", sondern hauptsächlich 
auch in der Rücksichtnahme ..auf die Allgemeinheit". ..Das so¬ 
ziale Interesse der Gesellschaft" gehe heule auf Gesundung und 
Stärkung. ..Gesellschnftsbiologiselie. engenisehe. soziaIhygienische 
Tendenzen fordern . . . die Beseitigung lebender Ansteckungs- 
herde und verlangen keineswegs den wirtschaftlichen und phy¬ 
sischen. oft auch psychischen Niedergang einer ganzen Familie 
infolge unheilbaren Siechtums eines ihrer Angehörigen.“ Fiir die 
Feststellung der Uuheilbarkcit schlügt er ein dreigliederiges 
Arztckollcgium vor. Den von Elster im einzelnen aufgestellten 
Voraussetzungen könnte allerdings nicht zugestimmt werden. So 
verlangt er außer dem Wunsch des Kranken die Einwilligungs¬ 
erklärung von Verwandten und Tragung nicht unerheblicher 
Gebühren seitens der Hinterbliebenen. 


IJB 


Vgl. Iliegegen o. S. 22/25. 
ZStW. 56 


595 ff. 
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Auels Binding. der ja sein Straf rechtssystcm auf den Begriff 
der Norm anfbaut und dem durch die Norm geschützten Wert 
keine weitere Beachtung schenkt, muß die Falle der Euthanasie, 
bei denen die Lebensverkürzung zeitlich erheblicher ist. nach 
geltendem Recht für strafbar halten. M " Die Verneinung einer 
Tötungshandlung in den andern Fällen 141 erscheint überhaupt 
als ein Ausweg, den Binding geht, um nicht nach einem über¬ 
gesetzlichen l nrechtsausschließungsgrund suchen zu müssen. 
Für ein künftiges Recht fordert er aber die Freigabe auch der 
Euthanasie, die er nach geltendem Recht noch für strafbar hält. 145 
Als Regel empfiehlt er die Freigabe durch eine Staatsbehörde. 14 * 

Die Denkschrift 144 des Preuß. Justizministers fordert eben¬ 
falls die Schaffung eines UnrcchtsausschlieRiingsgrundes. da die 
Euthanasie ..keine verwerfliche Vernichtung eines für die Volks¬ 
gemeinschaft wertvollen Lebens' sondern ..Ausfluß der Mensch¬ 
lichkeit und des Mitleids sei”. Als Voraussetzung für ihre Vor¬ 
nahme wird Feststellung der Lnheilbarkeit durch zwei Amts¬ 
ärzte und das ausdrückliche und ernstliche Verlangen des Kran¬ 
ken. falls dieser hierzu nicht mehr im Stande ist. das seiner An¬ 
gehörigen. sofern es nicht sittenwidrigen Beweggründen ent¬ 
stamme. gefordert. 

iVlezger 144 stellt nach geltendem Recht lediglich auf ?? 216 
StGB, ab und erkennt einen l nrechtsausschließungsgrund nicht 
an. da hierfür kein Anhalt im Gesetz gegeben sei. Für strafbar 

in jedem Fall hält die Euthanasie auch v. Olshausen l4B :. mul 

zwar gilt dies auch für den letzten Zeitabschnitt der Krankheit, 
wenn der Tod schon ganz nahe bevorsteht. und auch dann, wenn 
der Todkranke selbst seine Erlösung herbeisehnt.. 


140 uuO. S. 17/18. 

141 Vgl. o. S. 7. 
auO. S. 29 ff. 

,4; * Klee schließt sich Rinding in der Hauptsache an. legt dabei aller¬ 
dings auf die Einwilligung des Kranken noch zu großes Gewicht. (Vgl. 
Ar/.tl. Sach verstand.Zig. 1921 S. I ff.) Kbcrmayer (auO.) folgt Binding 
insoweit, als er die Freigabe der Tötung dann befürwortet, wenn der 
Kranke diese will. In den Fällen, in denen der Kranke zur Abgabe einer 
F.inwilligungserklärmig nicht mehr im Stande ist. verneint Iibcrmuycr 
die Zulässigkeit der Freigabe. Derselben Meinung ist Heyn (uaO. S. 259). 
Hahn stellt ebenfalls Test, daß ein Bedürfnis zur Sterbehilfe zwar vor¬ 
handen. diese aber nach geltendem Recht noch strafbar sei (Strafr.Abli. 
1928 lieft 247). 

144 S. 86: ebenso Siegen. Das Strafrecht im neuen Staate. >954 S. 59. 
A. M. jetzt die Strafrechtskommission, vgl. Graf Glcispach. Das kom¬ 
mende dt. Strafrecht S. 575/576. 

,4S Vgl. Lehrbuch S. 215. 

>•'*> K omm $011 A iim 1 
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ßeling bildet einen Übergang: er berührt (las Problem l4T . 
ohne aber zu der Präge, ob die Euthanasie rechtswidrig ist, ein¬ 
deutig Stellung zu nehmen. Anscheinend neigt er dazu, die 
Rechtswidrigkeit zu bejahen, verneint aber im Regelfall die 
Schuld des Täters mangels Bewußtseins der Rechtswidrigkeit, 
wenigstens soweit die Euthanasie einem Sterbenden gewährt 
wird. m 

V. Hippel ist der Auffassung, daß die Euthanasie zur Er¬ 
sparung eines schweren Todeskampfes ..als Geschäftsführung 
ohne Auftrag rechtmäßig" sei. V. Hippel denkt also hier an die 
Palle, bei denen keine Einwilligung des Kranken gegeben ist. 
Die Euthanasie mit Einwilligung erwähnt er nicht. Es ist nun 
schon dargelegt, daß zivilrechtliche Bestimmungen zur Recht¬ 
fertigung der Euthanasie nicht herangezogen werden körnten. 
Im übrigen umgeht v. Hippel das eigentliche Problem — die 
Tötung und die Präge nach ihrer Rechtswidrigkeit . Er meint 
nämlich ,MI : ..Es handelt sich hier nicht um mutmaßliche Einwil¬ 
ligung in den Tod. die rechtlich unerheblich wäre vgl. § 21b 
StGB. . sondern in dessen Erleichterung". Anscheinend verfolgt 
v. Hippel hiermit einen ähnlichen Gedänkengang, wie Rinding, 
und denkt an eine strafrechtlich unerhebliche Vertauschung der 
Todesursache. 

Köhler 1 ' 1 glaubt, daß ..die Erlaubtheil der Euthanasie als Ge¬ 
wohnheitsrecht in engen Grenzen nicht zu leugnen” sei. Kurz 
zuvor sagt er aber: ..Ob ein dahingehendes Gewohnheitsrecht 
tatsächlich besteht, ist zweifelhaft. Man betritt hier ein sehr un¬ 
sicheres Gebiet. Die Antworten der Ärzte werden häufig unter 
dem Sigel der Verschwiegonheit gegeben." Ein Gewohnheitsrecht 
entsteht nun durch stetige und gleichmäßige Übung innerhalb 
einer Gemeinschaft in der Überzeugung, daß die Übung rechtens 
sei. Diese Voraussetzungen liegen aber bei der Euthanasie nicht 
vor. 

Allfeld ,M kommt auf Grund des Prinzips vom rechtlich an¬ 
erkannten Mittel zum rechtlich anerkannten Zweck I,VI ebenfalls 


•* 7 Vgl. Unschuld. Schuld und Sclmldstufen S. 21. 

,4H Er sagt (uaO. S. 21): ..<)l> aber viele Ärzte auch nur eine Ahnung 
von der Unerlaubtlicit der Euthanasie gehabt haben, und ob denen, die 
keine Ahnung davon hatten, auch mir der leiseste Vorwurf nach der 
Richtung hin gemacht werden kann, daß sie das gesetzliche Verbot hät¬ 
ten kennen können?" Reling will damit seine Auffassung vom Bewußt¬ 
sein der llechtswidrigkeit als eines notwendigen Bestandteils des Vor¬ 
satzes belogen (vgl. o. Anm. 105). 
aaO. S. 259. 

“? aaO. S. 249 Anm. 7. 

'*■ aaO. S. 400. 

,M aaO. S. 145 ff. 

Yd. o. S. 16. 
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zu einer Rechtfertigung der Euthanasie in engen Grenzen. „Auf 
den Heilzweck läßt sich ferner das Recht zur Euthanasie oder 
Sterbehilfe stützen, das allerdings nur in sehr engen Schranken 
anerkannt werden kann, nämlich nur dann, wenn ein baldiges 
Ableben nach qualvoller Zwischenzeit in sicherer Aussicht steht." 
Methodisch unrichtig erscheint eben hierbei, daß Allfeld von 
jenem allgemeinen Prinzip ausgeht, wenn er dann auch den 
rechtlich anerkannten Zweck als Heilzweck näher bestimmt. Von 
heilen kann aber, wie schon früher erwähnt, bei einer Tötung 
nicht mehr gesprochen werden. Allfeld muß es dann selbst als 
zu weitgehend erscheinen, unter heilen auch noch die Fälle der 
Euthanasie zu verstehen, bei denen eine erheblichere Lebens¬ 
verkürzung erfolgt. Übrigens irrt Allfeld, wenn er sich mit Bin- 
ding einer Meinung glaubt m , da ja Binding, soweit er die 
Euthanasie für straflos hält, eine Tötuugshundlung verneint. 

M. E. Mayer iM ist auf Grund seiner Lehre von den Kultur¬ 
normen der Ansicht, daß die durch einen Arzt gewährte Eutha¬ 
nasie. die das Sterben eines hoffnungslos Leidenden befördert, 
„eine einwandfreie Wahrnehmung berechtigter Interessen" sei. 
da unsere Kultur solche Eingriffe erlaube. Der Begriff der Kul¬ 
turnormen ist aber u. a. ebenso wie der des richtigen Mittels 
zum rechtlich anerkannten Zweck zu unbestimmt, um ohne wei¬ 
teres brauchbar zu sein. Ibis zeigt sich darin, daß man auf 
Grund dieser Kulturnormen gerade auch der Ansicht sein könnte, 
daß die Euthanasie in vollem Umfang und nicht nur im Sinne 
einer „Hilfe im Sterben” erlaubt ist. 


Der Kommentar von Ebormayor-Lobo-Rosenberg hält die 
Euthanasie anscheinend ohne Begrenzung für gerechtfertigt. Er 
sagt: „Die Euthanasie ist nicht durch den Gesetzgeber, sondern 
lediglich durch das Gewohnheitsrecht, vielleicht sogar nicht ein¬ 
mal durch dieses, sondern nur durch die Sitte geregelt. Jeden¬ 
falls ist sie nicht schlechthin rechtswidrig. Keinesfalls beziehen 
sich die Verbote der Tötung des StGB, auf derartige Fälle, auch 
nicht § 21 b.“ 

Reicher lf ' 7 verneint die Rechtswidrigkeit der Euthanasie in 
vollem l mfang. Er lehnt sich hierbei an Sauer an. Mach diesem 
ist rechtswidrig „ein Verhallen, das nach seiner allgemeinen 
lenden/ dem Staate und seinen Gliedern mehr schadet als 
nützt." ,: ' s Dieser Tatbestand diene dem Richter als Maßstab zur 


,M aaO. An in. 56. 

IM anO. S. 290. 

l: ‘° naO. Einl. A. III II. irrtümlicherweise unter Bezugnahme auf 
Binding naO. 

I:,T aaO. S. 50 fr. 

,: ' 8 Sauer. Grundlagen (I. Strafrechts S. 286. 
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Auslegung des Gesetzes, zu dessen Berichtigung bei Lücken und 
Widersprüchen und zu einer Einschränkung, wenn die Anwen¬ 
dung des Gesetzes eine unbillige Entscheidung zur Folge hätte. m 
IVicher stellt dann eine genaue Berechnung von Nutzen und 
Schaden an *•" und kommt so zur Nerneinung der Hechtswidrig¬ 
keit ,BI . Ein solches Verfahren ist aber zu schematisch, um den 
verschiedenen Möglichkeiten gerecht werden zu können. Auch 


dürfte die Bewertung einzelner Fälle, besonders beim ..Scliad 


en 


mitunter teils unrichtig, teils fraglich und wohl abzulehnen sein. 
So soll der Schaden zunächst darin bestehen, «lall ein Leben vor 
dem Naturablauf beendet werde ,M : «las bedeute immer eine ge¬ 
wisse Schädigung. Später stellt aber Peicher fest, dafl das Leben 
in allen Källcn der Euthanasie fiir die Gemeinschaft keinen 
Wert mehr habe. ,Bi Zum Schaden gehören auch privatrechtliche 
Verschiebungen ,M u. a. Doch prüft Peicher die Hauptfrage, ob 
die Euthanasie überhaupt rechtswidrig ist und kommt so in ei¬ 
nem wesentlichen Teil zum selben Ergebnis wie hier. Um Zwei¬ 
fel zu beseitigen, befürwortet er die Schaffung eines gesetzlichen 
I nreehtsnussehliclbmgsgrundcs. Die Freigabe durch eine Be¬ 
hörde lehnt er ab. 

Pclckmann legt zunächst den materiellen l nrechtsgehalt der 
Tötung dar.'"' Wenn er auch noch. « benso wie Peicher. im An¬ 
schluß an Jost die oben besprochene Scheidung des Lebenswerts 
in zwei Wertfaktoren vornimmt, so bestimmt er doch das ..ma¬ 
terielle Interesse des „Staates* au Leben. Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit seiner Bürger“ in eingehender und inhaltlich 
im wesentlichen noch heute gültiger Weise Darnach stellt er 
fest, «lull in den Fällen der Euthanasie das Staatsintcrcssc er¬ 
loschen. die Euthanasie somit nicht rechtswidrig sei. Dieses Er¬ 
gebnis trifft allerdings auch nicht auf alle Falle zu..Es ist ebenso 
wie die Berechnung von Nutzen und Schaden bei Peicher und 
wie die ..Präsumtion des l'odesVerlangens" ,r " zu starr. Auch 
Pclckmann schlägt eine gesetzliche Regelung vor wr . und zwar 


,%u Vgl. Peicher auO. S. 35/5*. 

,rt0 aaö. S. 45 ff. 

,ftl aaO. S. 60: „Die im Anfang da rge> teilten nützlichen und schäd¬ 
lichen Wirkungen der Sterbehilfe halten sich ungefähr die Waage. Sie 
zeigen aber «loch die Tendenz, nach der Seite des Nutzens auszuschlugen. 
da die Erlösung des Leidcn«lcn von seinen Schmerzen ein bedeutendes 
Gewicht auf dieser Seite «larstellt.“ 

*•* Vgl. aaö. S. 46. 

IM Vgl. aaO. S. 55. 

I0 * Vgl. hiegegen «». S. 22/23. 

185 aaö. S. 188. 

Vgl. ». S. 30. 

187 aaO. S. 197 ff. 
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für die ..Euthanasie im weiteren Sinn" (— „Hilfe zum Sterben"), 
um Irrtümer mul Mißbräuche zu verhüten, den Weg über eine 
Freigabebehörde, für die „Euthanasie im engeren Sinn” zur Be¬ 
seitigung von Zweifeln einen gesetzlichen Unrechtsausschlicßungs- 
grund. 


V. Erwägungen über eine Regelung der 
Euthanasie im künftigen Strafrecht und 
Gesetzesentwurf. 


Es wurde die Ansicht entwickelt. daß die Euthanasie in der 
Regel schon mich geltendem Recht nicht rechtswidrig und damit 
nicht strafbar ist. Da aber die Meinungen hierüber weit ausein- 
andergehen und da ferner die Anerkennung übergesetzlicher 
I inreehtsnusschlieliungsgriinde im zukünftigen Strafrecht in Frage 
steht " ,M . ist es geboten, die Rechtmüßigkeit der durch einen an¬ 
dern als den Kranken selbst bewirkten Euthanasie, soweit sie 
überhaupt Tötungshandlung ist. gesetzlich festzulegcn."'" Um aber 
Privatpersonen die Verantwortung für die bei der Euthanasie im 
Einzelfall erforderliche VVertabwngung abzunehmen, ferner um 
Mißbräuche und Irrtiimcr jeder Art soweit wie möglich nuszu- 
sehließcn. ist es angebracht, im Regelfall den Weg über eine 
Freigabebehörde vorznsehreiben. 

Wie gezeigt, genügt die Einwilligung des Kranken in dem 
Sinn, in dem sie hier verstanden wird, um nach geltendem Recht 
die Rechtswidrigkeit auszuschlicßcn. Da aber der Ausdruck Ein¬ 
willigung verschieden ausgelegl wird und da immerhin die Mög¬ 
lichkeit einer unzulässigen Beeinflussung des Kranken eher be¬ 
steht. wenn man hei einer gesetzlichen Regelung die Einwilli¬ 
gung genügen läßt, so wird es sich de lege ferenda doch wohl 
empfehlen, ein ausdrückliches und ernstliches Verlangen des 
Kranken nach der Euthanasie zu fordern. 170 Einen Nachteil für 
den Kranken hat dies insofern nicht, als dann, wenn der Kranke 
außer Staude ist. sein Verlangen nach dem Tod kundzutun. der 
Grundsatz des wahren Wohls in einem weiteren Sinn eingreifen 
kann. Eine Entscheidung hiernach wird dann einfach sein, wenn 
der Kranke noch fähig ist. seine Einwilligung zu geben. 


Vgl. Klee. Das kommende dt. Strafr. Allg. Teil. S. 74 (verneinend): 
Schaffstcm. ZStW. 1936 S. 20 (bejahend). 

180 ebenso Reicher aaO. S. 63: Pelckmnnn naO. S. 197. 

170 ..Ausdrückliches und ernstliches Verlangen" hat sich so eingebiir- 
gert und besagt trotz verschiedener Auslegung im Ergebnis das, worauf 
es ankommt, deutlich genug, sodaß es unnötig ist. nach anderen Bezeich¬ 
nungen zu suchen, wie etwa „dringender Wunsch“ (vgl. hierzu Klenner 
aoO. S. 86 ff.; Elster aaO. S. 397; Gerkan aaO. S. 170) zu wählen. 
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Bozi 171 sieht ..in der durch die ßerufsgenossenschaft kontrol¬ 
lierten persönlichen Verantwortlichkeit" des Arztes eine siche¬ 
rere Gewähr gegen Mißbrauch, als in einem behördlichen Ver¬ 
fahren. Dies trifft nicht zu ,7? : der Vorschlag bietet auch keine 
genügende Gewähr gegen Irrtüiner. Peicher ,7a meint, die recht¬ 
mäßige Euthanasie könne nicht dadurch zu einer rechtswidrigen 
werden, daß sie ohne die Freigabcbehörde vorgenonunen werde. 
Wenn aber Sicherungsmittel fiir notwendig erachtet werden, 
dann liegt eben die Rechtswidrigkeit in der Umgehung dieser 
Mittel. 


I m höchstmögliche Gewißheit über die Unheilbarkeit (I 


es 


Kranken zu gewinnen, wäre es erforderlich, die Feststellung der 
Heil- oder Unheilbarkeit mehreren Ärzten zu übertragen, etwa 
dem Gerichtsarzt des Bezirks und zwei je nach der Art der 
Krankheit verschiedenen Fachärzten. ,7 ' Zu den Ärzten hatte 
noch ein beamteter Richter zu treten, dem die Verfahrcnslcitiing 
obliegen würde. 17 ' Diese Kommission könnte in Form eines Frei¬ 
gabegerichts bei jedem Landgericht errichtet werden. Die Fach¬ 
ärzte wären Nicht beamte, wie etwa die Schöffen. Sie könnten 
vom Lanclgcrichtspräsidcnten im Einvernehmen mit der zustän¬ 
digen Ärztekammer berufen und in einer Ärzteliste geführt wer¬ 
den. Der behandelnde Arzt könnte nicht Mitglied des Gerichts 


SCHI. 


17 « 


Das Verfahren müßte 


iii < 


ler Form eines Schnellverfah¬ 


rens betrieben werden. Das Gericht hätte alle erforderlichen 
Rechte eines ordentlichen Gerichts, insbesondere das der Zeugen¬ 
vernehmung. Es würde nur auf Antrag des Kranken oder seines 
Bevollmächtigten, etwa des lieliandelnden Arztes, in den Fallen, 
in denen der Kranke zur Stellung eines Antrags oder zu einer 
Bevollmächtigung unfähig wäre, des gesetzlichen Vertreters, falls 
der Kranke einen solchen nicht hätte, eines nahen Angehörigen 
oder des Amtsarztes tätig werden. Zur Antragstellnug und zur 
Bevollmächtigung unfähig wäre abgesehen vom Falle der Bc- 


171 anO. S. 5S0. 

172 Vgl. hierzu Braune aaO. S. 872. 

17:1 naO. S. ( >5. 

l7 * So Pclckmann aaO. S. 198. nach dein aber nur einer Spczialarzl 
sein „soll“. 

174 Binding schlagt folgende Besetzung vor: „Ein Arzt fiir körper¬ 
liche Krankheiten, ein Psychiater oder ein zweiter Arzt, der mit den 
Geisteskrankheiten vertraut ist und ein Jurist, der zum Rechten schaut.“ 
Alle <1 rei sollen Stimmrecht halten. Der Jurist hat aber über die Frage der 
Unheilbarkeit kein Urteilsvermögen, ein praktischer Arzt genügt für viele 
Fälle nicht und ein Psychiater ist in all den Fällen, in denen es sieh 
nicht um geistige Erkrankungen handelt, unnötig (vgl. auch die Vorsehl, 
v. Elster aaO. S. 596: Prcuß. Dcnkschr. S. 86: Gerkan aaO. S. 170; Pclck- 
ntann aaO. S. 197 ff.). 

178 So Binding aaO. S. 57: Pclckmann aaO. S. 198. 
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wußtlosigkeit der Kranke, der nicht die erforderliche Einsicht 
in die Tragweite eines Verlangens nach der Tötung hätte. Nahe 
Angehörige wären in Einschränkung des § 52 Abs. 2 StGB, nur 
Ehegatten und Verwandte bis zum zweiten Grad. Dein Amtsarzt 
müßte neben den Angehörigen ein Antragsrecht deshalb zu¬ 
stehen. weil nahe Angehörige des Kranken mitunter nicht vor¬ 
handen oder nicht erreichbar wären. Eine ausreichende Sicher¬ 
heit gegen eine Antragstellung des Amtsarztes über nahe Ange¬ 
hörige hinweg, böte deren Widerspruchsrecht. Eine Rangfolge 
unter den Angehörigen zu bestimmen wäre nicht zweckmäßig. 
Auch hier würde das jedem nahen Angehörigen zustehende 
Widerspruchsrecht verhindern, daß etwa Geschwister über die 
Eltern oder den Ehegatten hinweg den Antrag auf Ereigabe 
stellten. Nach der Feststellung der Zulässigkeit der Euthanasie 
durch das Gericht wäre das Widerspruchsrecht erloschen. Gegen 
den Antrag des gesetzlichen Vertreters müßte ein Widerspruch 
allerdings unmöglich sein, da jener allein dazu berufen ist. für 
die Person des Kranken zu sorgen. 

Stellten nun die Arzte die Unheilbnrkcit fest, so hätte das 
ganze Gericht darüber zu entscheiden, ob das Leben des Kran¬ 
ken. wenn überhaupt, noch einen so beachtlichen Wert besitzt, 
daß vom Kranken verlangt werden müßte, den natürlichen Tod 
abzuwarten. Hierbei wäre die früher geschilderte Abwägung 
vorzunehmen. 177 Im Falle der Antragstellung durch den Kran¬ 
ken oder einen Bevollmächtigten hätte das Gericht ferner zu 
prüfen, ob der Kranke zur Antragstellung oder zur Bcvollmäch 
tigung fähig war. Stellte der gesetzliche Vertreter, bzw. ein An¬ 
gehöriger oder der Amtsarzt den Antrag, so hätte das Gericht 
nach dem Grundsatz des wahren Wohls außerdem darüber zu 
entscheiden, ob die Euthanasie zum eigenen Wohl des Kranken 
erfolgen würde. ,7S Eine Einschränkung der Geltung des Grund¬ 
satzes des wahren Wohls würde sieh allerdings nicht vermeiden 
lassen. Der Widerspruch des gesetzlichen Vertreters, bzw. eines 
nahen Angehörigen müßte künftighin stets die Gewährung der 
Euthanasie verhindern. Dies bedeutet kein grundsätzliches Ab¬ 
gehen von der oben vertretenen Auffassung. Es wäre vollkom¬ 
men. jeden Mißbrauch des Widerspruchsrechts, etwa aus selbst¬ 
süchtigen Beweggründen, uusschalten zu können. In den Aus¬ 
nahmefällen. in denen die Euthanasie derzeit gegen den aus¬ 
drücklichen Willen der in Frage kommenden Personen vorgenom- 


177 Es ist nicht folgerichtig, wenn l’elckmmui (anO. S. 198) die Fest¬ 
stellung der Unheil bnrkcit als Voraussetzung für die Zulässigkeit genü¬ 
gen lassen will, da er (S. 190) selbst sagt, daß die Unhcilbarkeit die 
Leistungsfähigkeit des Kranken nicht immer ausschliefie. 

,7H Vgl. o. S. 30/51. 


men würde, könnte der Frage, ob der Widerspruch nicht auf sit¬ 
tenwidrigen Beweggründen beruhte, noch Rechnung getragen 
werden. Da über im Falle einer gesetzlichen Freigabe die Eutha¬ 
nasie in weit größerem Umfang wie bisher gewährt würde und 
sich zudem über die Beweggründe des Widersprechenden oft 
doch keine sicheren Feststellungen treffen ließen, wäre eine 
solche Prüfung für das Gericht praktisch wohl undurchführbar. 


Wenn nun nach der einstimmigen 17u Ansicht des Gerichts 
sämtliche Voraussetzungen für die Freigabe der Euthanasie vor¬ 
liegen würden, so wäre die Euthanasie für zulässig zu erklären. 1 "" 
Danach bliebe es dem Kranken, falls er zur Antragstellung und 
damit auch zu einem beachtlichen Verlangen unfähig wäre, dem 
gesetzlichen Vertreter, bzw. jedem nahen Angehörigen überlas¬ 
sen. einen Arzt mit dem Vollzug der Euthanasie zu beauftragen. 
Hiezu könnte nur ein approbierter Arzt befugt sein, denn nur 
ein solcher würde in der Regel eine einwandfreie Bewirkung 
gewährleisten. 

Ein Ercigabcgericht dieser Art dürfte fähig sein. Irrtiimcr und 
Mißbräuche weitgehend zu verhindern. Die Möglichkeit, daß 
doch Fehler unterlaufen könnten, bietet ebensowenig ein geeig¬ 
netes Argument gegen die gesetzlich** Freigabe, wie sie die nach 
geltendem Recht in der Regel rechtmäßige Euthanasie rechts¬ 
widrig machen kann. 1 " 1 Auch Fehlurteile können der Recht¬ 
sprechung ihre Daseinsberechtigung nicht nehmen. ,M Sofern 
die Umstünde es nur irgend gestatten, müßte der Weg über das 
Gericht hesehritten werden. Die Euthanasie ohne gerichtliche 
Ereigabc könnte nur dann rechtmäßig vorgenommen werden, 
wenn äußere Verhältnisse «lie Anrufung des Gerichts unmöglich 
machten oder wenn diese dem Kranken nicht zugcuiutct werden 
könnte, weil sein baldiges Ableben in Aussicht stünde und das 
Verfahren vor dem Gericht trotz aller Beschleunigung im Ver¬ 
hältnis zur fraglichen Lebensdauer des Kranken zu langwierig 
wäre. Grundsätzlich bliebe aber auch hier die Vornahme der 
Euthanasie dem Arzt Vorbehalten. Nur daun, wenn ein solcher 
nicht erreichbar wäre, wäre sie auch einem Laien gestattet. In 


,7 ‘' So Binding aa(). S. 57: IVIckmnnn aaO. S. 199. 

Man wird liier von einem echten Tötmigsreclit des Kranken 
sprechen können. Wenn Binding (aaO. S. 12) sagt: Ilamlhmgsreelite wer¬ 
den nur zu Zwecken verliehen, ..welche der Rechtsordnung generell als 
ihr konform, ihr förderlich erscheinen" (vgl. auch aaÖ. S. 16 Am». 29). 
so wendet er sich hiermit zutreffend nur gegen die Anerkennung eines 
allgemeinen Seihsttötungsrechts. 

'** Vgl. o. S. 22. 25. 

iss Ygl. Binding (aaO. S. 40): „Das Gute und das Vernünftige müs¬ 
sen geschehen trotz allen Irrtumsrisikos." 
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jedem Fall hätte dann der. der die Euthanasie bewirkte, die 
Voraussetzungen für ihre Zulässigkeit insoweit sorgfältigst zu 
prüfen, als ihm dies unter den gegebenen Verhältnissen zumut¬ 
bar wäre. ,H: * Um auch hier die Gefahr des Mißbrauchs möglichst 
zu unterbinden, wäre dem Vorschlag Bindings |l " zu folgen und 
dem. der die Euthanasie ohne gerichtliche Freigabe vornehmen 
würde, eine ..Verklarungspflicht'' aufzuerlegen, die dahin ginge, 
dem nächsten l' reigabegerieht von der Tötung unverzüglich Mit¬ 
teilung zu machen. Die Verletzung dieser Anzeigepflicht würde 
ein selbständiges Vergehen bilden, die übrigen Verstöße gegen 
die vorgeschlagenen Sicherungsmiltei wären rechtswidrige Tö- 
I ungshandlungcn. 


,w Über die Krage der fahrlässigen Tötung vgl. o. S. 25 ff. 
,H » aaO. S. 58. 



Gesetzesenfwurf. 


§ 1 . 

Bei jedem Landgericht wird ein Freigabegericht gebildet, das 
aus einem Richter als Vorsitzendem, dem Gerichtsarzt und zwei 
je nach Art der Krankheit wechselnden Fachärzten besteht. 

§ 2 . 

Das Freigabegericht stellt auf Antrag eines Kranken oder 
dessen bevollmächtigtem unverzüglich durch Beschluß die Zu¬ 
lässigkeit der Tötung durch einen Arzt fest, wenn der Kranke 
nach dem heutigen Stand der ärztlichen Wissenschaft unheilbar 
ist. wenn die Belange der Volksgemeinschaft der Tötung nicht 
cntgegensteheii und wenn der Kranke die erforderliche Einsicht 
in die Tragweite des Verlangens nach der Tötung besitzt. 

Besitzt der Kranke nicht die erforderliche Einsicht, oder ist 
er zur Antragstellung oder zur Bevollmächtigung aus sonstigen 
Gründen außer .Stande, so stellt das Gericht, unbeschadet der 
Voraussetzungen des Absatz I auf Antrag des gesetzlichen Ver¬ 
treters oder, falls der Kranke keinen gesetzlichen Vertreter hat. 
eines Italien Angehörigen des Kranken oder des Amtsarztes die 
Zulässigkeit der Tötung dann fest, wenn diese im eigenen Wohl 
des Kranken liegt. Nahe Angehörige sind nur Ehegatten und Ver¬ 
wandte bis zum zweiten Grad. Im Falle der Antragstellung durch 
einen nahen Angehörigen oder durch den Amtsarzt unterbleibt 
die Feststellung, wenn ein anderer naher Angehöriger dieser 
widerspricht. 

Die Feststellung der Unheilburkeit des Kranken erfolgt durch 
die Ärzte, die übrigen Feststellungen durch das Gericht. Zur 
Beschlußfassung ist Einstimmigkeit erforderlich. Zuständig ist 
das Gericht, in dessen Bezirk der Kranke seinen Aufenthalt hat. 


§ >. 

Der Arzt, der einen Kranken auf dessen ausdrückliches und 
ernstliches Verlangen oder, falls der Kranke hierzu außer Stande 
ist. auf Verlangen eines nach § 2 Abs. 2 Antragsberechtigten zu 
seinem Wohl tötet, begeht keine strafbare Handlung, wenn die 
Tötung gemäß § 2 für zulässig erklärt wurde. 


§ 4. 


Der Arzt, der die Tötung ohne 
keit durch das Gericht vornimmt, 
möglich oder dein Kranken nicht 


die Feststellung der Zulässig- 
weil diese Feststellung nicht 
zumutbar ist. da dessen bal¬ 


diges Ableben bevorsteht und das gerichtliche Verfahren im Vor- 
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liällnis zur fraglichen Lehensclauer des Kranken zu langwierig 
wäre, begeht keine strafbare Handlung, wenn, abgesehen vom 
Frfordernis des Antrags, die Voraussetzungen für die Feststel¬ 
lung der Zulässigkeit nach § 2 vorliegen und der gesetzliche Ver¬ 
treter oder einer der nach >? 2 Abs. 2 Widerspruchsberechtigten 
der Tötung nicht widerspricht. 

Dasselbe gilt für den. der die Tötung vornimmt. weil ein Arzt 
nicht erreichbar ist. 

§ 5. . 

Wer eine unter den Voraussetzungen des $ 4 straflose Tötung 
vornimmt und es • unterläßt, hiervon dem nächsten Freigabe¬ 
gericht unverzüglich Mitteilung zu machen, wird mit Gefängnis 
bestraft. 
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immatrikuliert und studierte zuerst bis SS. 1929 Medizin, dann 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften. Im Spätjahr 1934 legte 
ich in Tübingen die erste höhere Jnstizdienstpriifung ab. Zur Zeit 
befinde ich mich im Vorbereitungsdienst des Reichsjustizdiensles. 



